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LANDESVERBAND GROSS- UND AUSSENHANDEL VERTRIEB UND DIENSTLEISTUNGEN BAYERN E.V. 

Gro 3- und Au -)enhondel demonstriert: 
Wirtschoft gegen Stillstand 

\IIRIA sand' 

In allen Parteien! 
In allen Amtsstuben! 
Und - leider - auch in allen Ge -
werkschaftsbüros! 

Ihr alle habt aus dem florieren -
den Unternehmen Deutschland 
eine Großbaustelle gemacht, die 
schnell zum Sanierungsfall wer -
den kann. 

Wir aber wollen wieder Meister 
in anderen Disziplinen werden. 

Wir wollen keinen Staat, der uns 
einen Euro in die rechte Tasche 
steckt und zwei Euro aus der lin -
ken wieder herausholt. 

Jetzt reicht's!" unter diesem 

•otto demonstrierte der LGAD 
am 10.02.03 gemeinsam mit 
über 14.000 Teilnehmern (lt. Po -
lizei) aus der Wirtschaft gegen 
den wirtschaftspolitischen Still -
stand in Deutschland. Mit zwei 
eigenen Spruchbändern 

ROT -GRÜN ISTAUSSER 
RAND UND BAND, 

SO STIRBT DER DEUTSCHE 
MITTELSTAND! 

zogen unsere Mitglieder an der 
Spitze des Demonstrationszu -
ges von unserem Verbandshaus 
ur zentralen Kundgebung am 
Jeonsplatz, zeitgleich mit ei -

nem Autokorso in der Münchner 
Innenstadt. 

In die deutsche Wirtschaft muss 
endlich wieder Bewegung kom -
men, so die Forderung der 
bayerischen Verbände der Wirt -
schaft, des Handwerks und der 
bayerischen Bauern. Der Mittel -
stand habe das notwendige Ver -
trauen und die Hoffnung auf die 
bereits zugesagten Entlastungen 
längst verloren. Er wolle wieder 
für seine Kunden arbeiten statt 
für die Bürokratie. 

Die bayerische Wirtschaft sei 
bereit, an einem schlüssigen Ge -
samtkonzept für langfristig wir -
kende Reformen mitzuarbeiten. 
Deshalb verstehe sie die Pro -
testkundgebung als Aufbruch - 

Der LGAD zeigt Flagge. 

signal an alle fortschrittlichen 
Kräfte. 

Das Konzept basiere auf drei 
Säulen: Weniger, aber notwen -
dige und gezielte Finanzhilfen 
für die Wirtschaft, weniger 
Steuern für alle und mehr Effi -
zienz fur Sozialsysteme und Ar -
beitsmarkt, sowie Reduzierung 
der Lohnnebenkosten, damit die 
rote Laterne im europäischen 
Wachstumszug wieder abgege -
ben werden könne! 

Für alle Verbände formulierte 
der Präsident der Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft 
(VBW) Randolf Rodenstock 
den aufgestauten Unmut: 

Auch unsere Botschaft an Rot -
Grün lautet: Jetzt reicht's! 

• Wir haben die Nase voll 
von immer höheren Steuern 
• Wir haben die Nase voll 
von immer höheren Schulden. 
• Wir haben die Nase voll 
von immer höheren Abgaben. 

Unsere Botschaft aus Bayern rich -
tet sich an die da oben in Berlin. 
Aber: 
• Wir meinen nicht den 
Bundeskanzler allein. 
• Wir meinen nicht die SPD 
allein. 
• Wir meinen auch nicht 
die Grünen allein. 

Wir meinen alle Bedenkenträger 
und alle Bürokraten! 
Wir meinen alle Veto -Einleger 
und alle Vielschwätzer! 
Wir meinen alle Zauderer und 
alle Zögerer! 

JETZT REICHT ES UNS, 
HERR SCHRÖDER! 
OHNE MITTELSTAND 

WIRD'S ÖDER. 

Großes Verständnis fand die De -
monstration bei Bayerns Wirt -
schaftsminister Dr. Otto Wies -
heu. „Rot -Grün hat mit seiner 
Politik ein Klima der Verun -
sicherung, Destabilisierung und 
Verbitterung bei den Unterneh -
mern erzeugt. Die gegenwärtige 
Investitionszurückhaltung und 
die fehlenden Zukunftsperspek -
tiven sind hier mehr als ein deut -
licher Beweis", stelle Wiesheu 
fest. Es bedürfe dringend einer 
Politik, die ermutigt und stärkt 
statt die Unternehmen immer 
weiter zu belasten. 
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KURZ NOTIERT 
Änderung braucht 
beide Stimmen 

Haben sowohl Arbeitgeber wie 
auch Arbeitnehmer einver -
nehmlich eine Veränderung 
der Arbeitszeit von Voll- auf 
Teilzeit beschlossen, kann die -
se Vereinbarung nur beider -
seits wieder zurückgenommen 
werden. 

Abfindungen dürfen 
gestaffelt werden 

Wenn Arbeitgeber bei betriebs -
bedingten Kündigungen einen 
Sozialplan aufstellen, ist eine 
Staffelung der Abfindungs -
leistungen nach der Schutzbe -
dürftigkeit der Arbeitnehmer 
zulässig. Das hat das Landes -
arbeitsgericht Rheinland-Pfalz 
im Fall eines 60 -jährigen 
Facharbeiters entschieden, der 
nach einem Sozialplan als 
,,rentennaher" Arbeitnehmer 
mit 35.000 Euro nur die Hälfte 
der Abfindungssumme jünge -
rer Arbeitnehmer erhielt. In 
seiner Begründung weist das 
Gericht darauf hin, dass der 
Gleichheitsgrundsatz keines -
falls eine totale Gleichstellung 
älterer und jüngerer Arbeitneh -
mer verlange. Es sei durchaus 
zulässig, bei Sozialplänen 
nach sozialen Gesichtspunk -
ten, wie etwa der möglichen 
Dauer der zu erwartenden Ar -
beitslosigkeit beziehungsweise 
dem baldigen Bezug von Al -
tersruhegeld zu differenzieren. 

QM-Systeme nach DIN EN 
ISO 9001/02/03: 1996 

verlieren nach Ende einer drei -
jährigen Übergangsfrist Ende 
2003 ihre Gültigkeit und müs -
sen, wenn das Zertifikat auf -
recht erhalten werden soll, auf 
die neue Norm EN ISO 
9001:2000 umgestellt werden. 
Da die Umarbeitung der QM -
Unterlagen einige Zeit erfor -
dert, sollte man nicht am Jah -
resende damit anfangen. Wir 
können Sie in der Umstellung 
unterstützen. Bitte beachten 
Sie die Beilage der GfN. 

Neuregelungen im 
Bereich geringfügiger 
Beschäftigung 
Die Neuregelung zu den Mini -
Jobs tritt am 01.04,03 in Kraft. 
Bei der so genannten geringfü -
gig Beschäftigung wird die Ver -
dienstgrenze von bisher 325 
Euro auf künftig 400 Euro ange -
hoben, sie ist grundsätzlich in 
allen Branchen und Tätigkeiten 
möglich. Die Voraussetzung, 
dass die regelmäßige wöchentli -
che Arbeitszeit weniger als 15 
Stunden betragen muss, gilt 

nicht mehr. Ebenso erfolgt kei -
ne Hinzurechnung mehr, wenn 
der Mini -Job neben einer versi -
cherungspflichtigen Hauptbe -
schäftigung ausgeübt wird. Die 
„Beiträge" in Höhe von 25 % 
werden wie folgt aufgeteilt: 12 
% pauschal zur GRV, 11 % pau -
schal zur GKV und 2 % Pau -
schalsteuer mit Abgeltungswir -
kung ohne Verrechnung mit der 
individuellen Steuer. 

,,Bewährung" bei 
Probezeit 
Besteht ein Arbeitnehmer die 
vertraglich vorgesehene 6-mo -
natige Probezeit nicht, kann ihm 
der Arbeitgeber eine weitere Be -
währungschance einräumen. 
Dies geschieht in der Weise, 
dass noch während der Dauer 
der 6-monatigen Probezeit eine 
Kündigung ausgesprochen 
wird. Hierbei wählt der Arbeit -
geber nicht die kurze 14-tägige 
Probezeitkündigungsfrist, son -
dern eine entsprechende länge -
re Kündigungsfrist. Anerkannt 
ist beispielsweise die Einräu -
mung einer Kündigungsfrist 
von vier Monaten. 
Nach Ablauf dieser weiteren 
vier Monate kann dann ent -
schieden werden, ob der Arbeit -
nehmer übernommen wird oder 
nicht. 

Die vorstehenden Grundsätze 
gelten entsprechend auch für 
den Abschluss eines Aufhe -
bungsvertrages. Voraussetzung 
Ist, dass der Arbeitgeber ge -
genüber dem Arbeitnehmer 
noch innerhalb der ersten sechs 
Monate offen legt, dass er die 
Probezeit als nicht bestanden 
ansieht und vor Eintreten des 
Kündigungsschutzes kündigen 
möchte. In diesem Fall kann 
gleichzeitig ein Aufhebungsver -
trag angeboten werden, der ei -
nen Beendigungszeitpunkt fi -
xiert, der über die kurze Pro -
bekündi-gungsfrist hinausgeht. 
(Z.B. vier Monate) Dieser Auf -
hebungsvertrag kann mit einer 
bedingten Wiedereinstellungs -
zusage für den Fall der Be -
währung verbunden werden. 

E-Commerce: Staatskanzlei 
schläat KMU-lnitiative vor 
Die Bayerische Staatskanzlei 
hat eine E-Commerce-Initiative 
für den bayerischen Mittelstand 
als Verbändevereinbarung vor -
geschlagen. Damit soll die In -
formationsbasis für KMU ver -
bessert sowie ggf. weitere Un -
terstützungsmaßnahmen ange- 

boten werden. Der vbw-AK E -
Commerce sowie interessierte 
Mitgliedsverbände haben auf ei -
ner Sitzung am 17.01.03 diesen 
Ansatz der Staatskanzlei 
grundsätzlich begrüßt. Die vbw 
wird das Vorhaben daher bis auf 
weiteres konstruktiv begleiten. 

Wirksamkeit 
oder 
Unwirksamkeit 
einer außer -
ordentlichen 
Kündigung 

Die Vereinbarung eines Kündi -
gungsgrundes im Sinne des 
§ 626 BGB ist unwirksam. Ent -
hält z.B. der Vertrag einer 
Führungskraft eine Regelung, 
dass das Beschäftigungsverhält -
nis im Falle des Entzugs der 
Fahrerlaubnis ab einem Monat 

fristlos gekündigt werden kart 
so Ist die Regelung nichtig. Für 
die Beurteilung der Wirksam -
keit oder Unwirksamkeit einer 
außerordentlichen Kündigung 
ist von § 626 BGB auszugehen. 
Dabei kommt es zunächst dar -
auf an, dass das Arbeitsverhält -
nis objektiv mit dem Gewicht 
eines wichtigen Grundes bela -
stet worden ist. Dazu wiederum 
ist Voraussetzung, dass ein be -
stimmter Sachverhalt vorliegt, 
der unabhängig von den beson -
deren Umständen des Einzel -
falls an sich geeignet ist, einen 
wichtigen Grund im Sinne des 
§ 626 BGB zu bilden, ist dies 
der Fall, sind des Weiteren al 
Umstände des Einzelfalles 
berücksichtigen und die beider -
seitigen Interessen gegeneinan -
der abzuwägen. 

Lassen Sie sich durch uns bera -
ten. 

Wiederholungs -
prüfung 
Ein Berufsausbildungsverhält -
nis verlängert sich bis zu einer 
zweiten Wiederholungsprüfung, 
wenn der Auszubildende die er -
ste Wiederholungsprüfung nicht 
besteht, ein Fortsetzungsverlan -
gen stellt und die zweite Wie -
derholungsprüfung noch inner -
halb der Frist von einem Jahr 
nach Ende der ursprünglichen 
Ausbildungszeit abgelegt wird. 
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Zeugnis -
berichtigung - 

wenn dann 
sofort! 
Wenn ein Arbeitnehmer mit 
seinem Arbeitszeugnis nicht 
einverstanden ist und eine Zeug -
nisberichtigung verlangen will, 
muss er dies unverzüglich gel -
tend machen. Diesen Anspruch 
machte ein Arbeitnehmer aller -
dings erst 4 Jahre nach der 
Zeugniserteilung geltend. 
In seiner Begründung weist da 
Gericht daraufhin, dass Arbeits -
zeugnisse ihre Funktion nur 
nn erfüllen könnten, wenn sie 
tnah erteilt würden. Daher 

müssten auch Ansprüche auf 
Berichtigung eines Zeugnisses 
unverzüglich geltend gemacht 
werden. Dafür sei ein Zeitraum 
von maximal 5 bis 10 Monaten 
anzunehmen. 

Kündigung 
wegen Verdachts 
einer strafbaren 
Handlung 
Eine Kündigung wegen Ver -
dachts einer Straftat ist ohne 
vorherige Stellungnahme des 

troffenen Arbeitnehmers 
ndsätzlich unzulässig. Ein 

Unternehmen hat vor Ausspruch 
einer Verdachtskündigung alle 
zumutbaren Anstrengungen zur 
Aufklärung des Sachverhalts zu 
veranlassen. Dazu gehört auch 
eine Stellungnahme des Arbeit -
nehmers zu den Vorwürfen. Ent -
zieht sich der Arbeitnehmer 
einem klärenden Gespräch, 
besteht die Möglichkeit, dem 
Mitarbeiter die Vorwürfe 
schriftlich zu unterbreiten und 
ihn unter Fristsetzung zur Stel -
lungnahme aufzufordern. 

Factoring - 
Ihr Schlüssel zur Liquidität! 

Bitte beachten Sie die Beilage 
des ERF Einkaufskontor 

Frankfurt GmbH. 

Gro -3hondel in 
der /-longe 
,,lm zweiten Jahr in Folge sind 
die Großhandelsumsätze massiv 
eingebrochen, allein in 2002 um 
knapp 4 %. Auch für die nächsten 
sechs Monate erwarten 
annähernd 80 % unserer Unter -
nehmen keine Besserung. Die 
tragische Folge: Im Handel wer -
den in diesem Jahr über 55.000 
weitere Arbeitsplätze ersatzlos 
gestrichen, davon rund 25.000 im 
Großhandel", so BGA-Präsident 
Anton F. Börner bei Vorstellung 
der Ergebnisse einer jüngst 
durchgeführten Unternehmens -
befragung. 
Alle Indikatoren, ob Umsatz, 
Auslastung, Ertrag oder Investi -
tionsklima, rutschen weiter ab 
oder stagnieren auf niedrigem 
Niveau. 
Für knapp 80 % der Unterneh -
men bedeuten die beschlossenen 
Steuergesetze spürbare Mehrbe -
lastungen. Dagegen halten nur 14 
% der Befragten das Instrument 
Zeitarbeit in der jetzigen Form 

für attraktiv; ein Großteil kündigt 
hingegen an, stattdessen befriste -
te Arbeitsverhältnisse auszudeh -
nen und die Überstunden zu er -
höhen. 

Großhandelsindikator 
rutscht ab 
Die schlechte Zukunftserwartung 
bestätigt auch der seit dem Jahr 
2000 geführte und erstmals vor -
gestellte Großhandelsindikator. 

Seit Beginn des Jahres 2000 er -
mittelt der BGA im Zuge einer 
halbjährlich durchgeführten Um -
frage Informationen über die 
wirtschaftliche Stimmung und 
Entwicklung im Großhandel. 
Ein Teil der im Rahmen der Um -
frage gewonnenen Daten bilden 
die Grundlage für den erstmalig 
veröffentlichen Großhandelsindi -
kator. Der Indikator wird aus der 
Einschätzung von aktueller und 
zukünftiger Geschäftslage gebil -
det. Nachfolgende Tabelle gibt 
eine Übersicht, wie die Indikator -
werte zu interpretieren sind. 

Werte Beurteilung der Wirtschaftslage des Großhandels 

O bis unter 100 

100 

über 100 bis 200 

Der niedrigste Wert bleibt bei 0. Werte unter 100 deuten darauf hin, 
dass die Lage vom Großteil der Befragten als negativ beurteilt wird. 

Ein Wert von 100 ist neutral, d.h.keine Verbesserung oder Verschlech -
terung, die Situation wird als befriedigend empfunden. 

Werte über 100 deuten darauf hin, dass die Loge vom Großteil der Be -
fragten als positiv beurteilt wird. Der höchste erreichbare Wert ist 200. 

Der Indikator ist seit 2000 um 
ein Drittel auf den Tiefstwert 
von 75,1 Punkte abgerutscht. 
Umfrage und Indikator belegen, 
dass die Probleme des Wirt -
schaftsstandortes Deutschland 
nur zum geringen Teil konjunk -
tureller, sondern überwiegend 
struktureller Art sind. 
„Mit einzelnen Programmen ist 
es nicht mehr getan, wir brau -
chen eine Rundumerneuerung 
unseres Wirtschafts- und Sozial -
systems. Dazu zählt zuvorderst 
das Absenken von Eingangs -
und Spitzensteuersatz bei 
gleichzeitiger Verbreitung der 
Bemessungsgrundlage durch 
Abbau von Subventionen und 

Ausnahmetatbeständen. Dies ist 
das wirksamste Programm für 
den Mittelstand überhaupt und 
mache alle Sonderprogramme 
überflüssig". Einhergehen muss 
die Deregulierung und Entbüro -
kratisierung des Arbeitsmarktes 
und der sozialen Sicherungssy -
steme sowie die Haushaltssanie -
rung. „Die unzureichende Um -
setzung des Hartz -Konzeptes 
beim Thema Leiharbeit ('Glei -
cher Lohn für gleiche Arbeit') 
ist nur ein Beispiel, wo erheb -
lich nachgebessert werden 
muss. 'Gleicher Lohn für glei -
che Leistung', also bei gleicher 
Produktivität muss der Grund -
satz lauten". 

Weichenstellung 
in der LGAD -
Hauptgeschäfts -
führung 
Am 1. Januar 2003 wurde aus 
dem Kreis der LGAD-Ge -
schäftsführung Herr Dr. Ralf 
Langejürgen, Jahrgang 1963 und 
derzeit zuständig für die Berei -
che ,,Verbandspolitische Grund -
satzfragen" und „Außenhandel", 
zum Mitglied der Hauptge -
schäftsführung berufen. Herr Dr. 
Langejürgen wird gemeinsam 
mit Herrn Walter Mackholt und 
Herrn Willi Frankenberger die 
Hauptgeschäftsführung des 
LGAD bilden und unter der An -
leitung von Herrn Werner Sattel, 
Geschäftsführendes Mitglied des 
Präsidiums, im Laufe des Jahres 
2003 in die Rolle des ‚,primus in -
ter pares" im Rahmen der 
LGAD-Hauptgeschäftsführung 
hineinwachsen. Mittelfristiges 
Ziel ist die alleinige Übernahme 
der LGAD-Hauptgeschäftsfuh -
rung durch Herrn Dr. Langejür -
gen mit dem Leiter der Rechtsab -
teilung als Stellvertreter. 

Rekordüberschuss 
im Außenhande 
Die Deutsche Wirtschaft hat in 
2002 im Außenhandel einen Re -
kordüberschuss von 126,1 Milli -
arden Euro erreicht. Im Jahr 2001 
hatte die Ausfuhr die Einfuhr nur 
um 95,5 Milliarden. Euro über -
troffen. ,,Der Export erweist sich 
einmal mehr als Rettungsanker 
für eine ansonsten dahindüm -
pelnde und rezessionsgeplagte 
Volkswirtschaft", so der BGA -
Präsident Anton Börner. 
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KURZ NOTIERT 

Jobs für Schwerbehinderte 

Kleine und mittelständische 
Unternehmen profitieren be -
sonders, wenn sie Ausbil -
dungsplätze mit schwerbehin -
derten jungen Menschen be -
setzen. Seit dem 1. Januar 
2001 werden schwerbehinder -
te Auszubildende auf minde -
stens zwei Pflichtarbeitsplätze 
des Arbeitgebers angerechnet. 
Für einen Betrieb mit 50 Be -
schäftigten etwa, der zwei 
schwerbehinderte Menschen 
einstellen muss, heißt dies: 
Stellt er einen gehandikapten 
Auszubildenden ein, hat er 
seine Beschäftigungspflicht 
erfüllt. Damit entfällt für ihn 
die Ausgleichsabgabe für zwei 
nichtbesetzte Pflichtarbeits -
plätze in Höhe von 360 Euro 
monatlich. 

Zudem kann der Betrieb vom 
Arbeitsamt einen Zuschuss in 
Höhe von 80 % der Ausbil -
dungsvergütung einschließlich 
des Arbeitgeberanteils an den 
Sozialversicherungsbeiträgen 
für das letzte Ausbildungsjahr 
erhalten. In besonderen Fällen 
kann die Ausbildungsvergü -
tung auch in voller Höhe be -
zuschusst werden. Denn auch 
ein Betrieb, der nicht die Be -
schäftigungspflichtquote er -
füllt, kann nunmehr Zuschüs -
se erhalten. Auch die behinde -
rungsgerechte Ausstattung 

Fortsetzung rechte Spulte 

IMPRESSUM 
Erscheint alle zwei Monate. 
Verleger: Wirtschaftshilfe des 
Bayerischen Groß -und Außenhan -
dels GmbH, München, Max-Jo -
seph -Straße 5. Alleiniger Gesell -
schafter: Landesverband Groß- und 
Außenhandel, Vertrieb und Dienst -
leistungen Bayern, 80333 Mün -
chen, Max-Joseph -Straße 5, Tel.: 
55 77 01. Verantwortlich ifir Her -
ausgabe: Dipl.-Volkswirt Walter 
Mackholt, 80333 München, Max -
Joseph -Straße 5. Verantwortlich fir 
Redaktion und Anzeigenteil: Dipl.-
Volkswirtin Elisabeth Deutsch, 
80333 München, Max-Joseph -
Straße S. Druck: Typobierl Satz & 
Druck GmbH, Riesenfeldstr. 56, 
80809 München. 

Neue Zuschüsse bei der 
AusbiIdun9 
Einen Zuschuss in Höhe von 
2.500,-- Euro gibt es künftig für 
Betriebe, die Jugendliche aus 
Praxisklassen einer bayerischen 
Hauptschule mit erfüllter allge -
meinbildender Schulpflicht aus -
bilden. Unter der Vorausset -
zung, dass der Ausbildungsver -
trag nicht vor dem I. Juni abge- 

schlossen wurde, muss der An -
trag auf Förderung spätestens 
drei Monate nach Vertrags -
abschluss beim Bayerischen 
Landesamt für Versorgung und 
Familienförderung, 
Hegelstr. 2, 95447 Bayreuth, 
Tel.: 0921/60 533 29, gestellt 
werden. 

Mittelstandsfinanzierung 
,,Base H". 
Das Bayerische Staatsministeri -
um für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie hat die Dokumen -
tation einer Veranstaltung vom 
21.10.02 zum Thema ,,Basel II - 

Auswirkungen auf die Mittel -
standsfinanzierung" herausge -
geben. Enthalten sind aktuelle 
Referate, u.a. von Herrn Sanjo 
(BAFIn) und Herrn Meister 

(Bundesbank). Die Broschüre 
kann kostenlos angefordert wer -
den beim Bayerischen Staatsmi -
nisterium fur Wirtschaft, Ver -
kehr und Technologie unter der 
Fax-Nr. 089/2162-3599 
oder per e-mail: 
info@stmwvt.bayern.de 
oder über das Internet 
http://www.stmwvt.bayern.de. 

Achtung: Neue 
Spediteurbedingungen 
Für Speditions-, Lager- und 
Frachtverträge, die ab diesem 
Jahr geschlossen werden, gelten 
die neu gefassten Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbedingun -
gen 2003. Mit den ADSp 2003 
entfällt der Versicherungsauto -
matismus. Bisher schloss der 
Spediteur bei Auftragsannahme 
automatisch eine Spediteur -
Schadenversicherung für seinen 
Kunden gegen Verlust oder 
Schäden ab - außer der Auftrag -
geber verzichtete ausdrücklich 
(Verbotskunde). Ab sofort 
schließt der Spediteur eine Wa -
rentransportversicherung ab, 
wenn der Kunde ihn hiermit be -
auftragt oder dies im Interesse 

des Kunden liegt (Vermutungs -
regelung, die dann greift, wenn 
für den Kunden bisher eine Spe -
ditionsversicherung abgeschlos -
sen wurde oder der Auftragge -
ber einen Warenwert angegeben 
hat). Die Versicherungswirt -
schaft hat wegen der negativen 
Schadenquote eine Änderung 
der ADSp gefordert. Für -die 
verladende Wirtschaft werden 
sich die Versicherungskosten 
spürbar erhöhen. Eine Übersicht 
über die wesentlichen Änderun -
gen in den Spediteurbedigungen 
und der vollständige Wortlaut 
der ADSp 2003 können beim 
LGAD in München angefordert 
werden. 

Bille Termin notieren: 

Verbandstag: 
26. Juni 2003, Nürnberg 

KURZ NOTIERT 

von Ausbildungsplätzen kann 
durch die Arbeitsämter und 
die Integrationsämter (früher: 
Hauptfiirsorgestellen) gefor -
dert werden. Informationen 
für Arbeitgeber und schwer -
behinderte 
chende: 

Ausbildungssu -

Tel 0800/151 5152 oder 
www.jobs-fuerschwerbehin -
derte.de. 

Keine Änderung bei 
Reisekosten in 2003 

Die Pauschbeträge für Ver -
pflegungsmehraufwendungen 
sowie die Kilometerpauscha -
len bei Benutzungen eines ei -
genen Fahrzeugs und dl 
Übernachtungspauschale für 
Arbeitnehmer gelten in 2003 
unverändert weiter. Wie be -
reits berichtet, sind bei den 
Auslandsreisen zum 01.12. 
2002 die Pauschbeträge für 
New York (neu: einschließlich 
Metropolitan Area), Hong -
kong und Libyen geändert 
worden. 

Steuerfreistellung von 
Arbeitnehmertrinkgeldern 

Trinkgelder an Arbeitnehmer, 
auf die kein Rechtsanspruch 
besteht, sind durch das Gesetz 
zur Steuerfreistellung von Ar -
beitnehmertrinkgeldern rüc4 
wirkend zum 1.1.2002 von 
der Besteuerung ausgenom -
men. 

-" qqqq qqpp pppp-
Hauptgeschäftsstelle: 

Max-Joseph -Str. 5, 80333 München, 
Postfach 201337, 
80013 München 

Tel. (089) 55 7701/02 
Fax: (089) 59 30 15 
e-mail: info@lgad.de 

Geschdftsstelle Nürnberg: 
Sandstr. 29 

90443 Nürnberg 
Tel: (09 11) 20 3180 
Fax: (09 11) 22 16 37 

e-mail: lgadnbg@lgad.de 
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Verbandstag 
26.06.03, Nürnberg 

Kleine Meistersingerha le 

Anlässlich der Mitgliederver -
sammlung stehen turnusmäßig 
auch die ehrenamtlich tätigen 
Mitglieder des Vorstands zur 

ahi, ebenso wie alle anderen 
hrenamtsträger, z.B. in den 

Ausschüssen. 
Nicht nur in Anbetracht der 
schwierigen wirtschaftlichen 
Lage tragen die Repräsentanten 
im Ehrenamt eine hohe Verant -
wortung für den bayerischen 
Groß- und Außenhandel und 
unseren Verband. 
Die Wahl -Vorschlagslisten 
werden allen Mitgliedsfirnien 
mit der Einladung zugehen. 
Gewählt wird in der Mitglie -
derversammlung in Nürnberg 
mit derjeweiligen Mehrheit der 
anwesenden Stimmen. Die 
neue Amtsperiode beträgt für 
alle gewählten Persönlichkei-
'n vier Jahre. 

In unserer öffentlichen Kund -
gebung spricht 
Herr Staatsminister 
Dr. Günther Beckstein 
über Sicherheitspolitik unter 
dem Aspekt unternehmerischer 
Entscheidungen und betriebli -
cher Erfordernisse. 
Herr Präsident Thomas Scheu -
erle und Herr Prof. Dr. Dr. 
h.c. Erich Greipi werden über 
Grundpositionen des interme -
diären Handels im aktuellen 
wirtschafts- und weltpolitischen 
Umfeld sowie über moderne 
Unternehmensstrategien unter 
Berücksichtigung des struktu -
rellen Wandels sprechen. 

Dieses Ereignis sollten Sie sich 
nicht entgehen lassen. 
Auf Wiedersehen in Nürnberg! 

Zukunft sichern 
durch Ausbildung 

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, 

die Krise auf dem Arbeitsmarkt schlägt sich jetzt 
auch auf den Ausbildungsmarkt nieder. Hält diese 
Tendenz an, so muss im Herbst 2003 mit rund 
50.000 fehlenden Ausbildungsplätzen gerechnet 
werden. 

Die rückläufige Ausbildungsquote hat sich schon 
in den letzten Jahren auch im Groß- und Außen -
handel abgezeichnet. Allein zwischen 1998 und 
2002 gingen die neu vereinbarten Ausbildungs -
plätze beim Kaufmann im Groß- und Außenhan -
del, dem zentralen Ausbildungsberuf unserer 
Branche, von 18.879 auf 15.029 zurück. Auch in 
diesem Jahr befürchten wir einen Rückgang. 
Nach der Berufsberatungsstatistik gingen die ge -
meldeten Ausbildungsplätze in den alten Bundes -
ländern um 14 % und in den neuen Bundesländern 
um 10 % zurück. 

Der LGAD appelliert mit Nachdruck an die Un -
ternehmen, die Ausbildungsaktivitäten beizube -
halten. Die Berufsbildung von Jugendlichen stellt 
nicht nur eine gesellschaftspolitische Verpflich -
tung dar, sondern: 

• Ausbildung bedeutet zukunftsorientierte Per -
sonalplanung 

• Ausbildung steigert Leistungsfähigkeit, Wett -
bewerbskraft und Flexibilität des Betriebes 

• Ausbildungsbetriebe haben in der Öffentlich -
keit und bei Kunden ein höheres Ansehen. 

Der Groß- und Außenhandel 

• braucht mehr Ausbildungsbetriebe. Nur rund 
30 % aller Handelsunternehmen bilden aus, 40 % 
sind nicht ausbildungsberechtigt. Weitere 30 % 
sind zur Ausbildung berechtigt, bilden aber der -
zeit nicht aus. Diese Betriebe können spürbar zur 
Steigerung der Zahl der Auszubildenden beitra -
gen. 

• Dies gilt insbesondere für Unternehmen, die 
expandieren und eine vergleichsweise gesicherte 
Ertragslage aufweisen. Gerade sie sollten einen 
Beitrag zur Ausweitung der Ausbildungsplätze 
leisten. Nutzen Sie damit im übrigen die letzten 
starken Schulentlassungsjahrgänge. 

Der LGAD baut auf Ihre unternehmerische Weit -
sicht. Ausbildung bedeutet auch in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten eine Investition in die Zu -
kunft. 

Ihr 

Thomas Scheuerle 
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KURZ NOTIERT 
Weitere Tantiemezahlung 
an Arbeitnehmer trotz 
Ausgleichsklausel und Ab -
findung 
Das LAG Hamm hat in einer 
jetzt veröffentlichten Ent -
scheidung eine in Auf -
hebungsverträgen übliche 
Ausgleichsklausel ,,sämtliche 
gegenseitigen Ansprüche in 
Verbindung mit der Beendi -
gung des Arbeitsverhältnisses 
sind erledigt" beurteilt. Das 
LAG Hamm hat hierzu fest -
gestellt, dass Ausgleichsklau -
seln in Aufhebungsverträgen 
grundsätzlich weit auszulegen 
seien. Es sei jedoch anhand 
der Umstände des Einzelfalles 
zu ermitteln, ob beide Par -
teien damit wirklich einen 
Schlußstrich ziehen wollten. 
Hierbei sei auch der Verlauf 
des Arbeitsverhältnisses ins -
gesamt zu berücksichtigen. 
Im Ergebnis hat das LAG 
Hamm dem Arbeitnehmer die 
trotz Ausgleichsklausel und 
erfolgter Abfindungszahlung 
eingeklagte Tantiemezahlung 
zugebilligt. Es ist daher drin -
gend zu raten, Ausgleichs -
klauseln so konkret wie mög -
lich zu formulieren. 

Der Gleichbehandlungs -
grundsatz im Bereich der 
Vergütung 
kommt nach einer Entschei -
dung des BAG dann nicht zur 
Anwendung, wenn es sich um 
individuell vereinbarte Löhne 
und Gehälter handelt und der 
Arbeitgeber nur einzelne Ar -
beitnehmer besserstellt. ist die 
Anzahl der begünstigten Ar -
beitnehmer im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der betroffenen 
Arbeitnehmer sehr gering, 
z.B. weniger als 5 % der ins -
gesamt betroffenen Arbeit -
nehmer, kann ein nicht begün -
stigter Arbeitnehmer aus dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz 
keinen Anspruch herleiten. 

Zitat des Tages 

,,1 970 halten wir 150.000 Arbeitslose in West -
deutschland - kaum mehr, als die Bundes -
anstalt für Arbeit heute Mitarbeiter hat." 

Horst Siebert, Präsident des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft 

Tarifrunde 2003 
Für die Lohn- und Gehaltsrunde 
2003 hat die Gewerkschaft 
ver, di folgende Forderungen er -
hoben: 

1. 58 Cent pro Stunde mehr in 
jeder Entgeltgruppe 

2. Auszubildendenvergütung 
soll ab 1. September 2003 um 
50 Euro erhöht werden 

3. Mindesteinkommen von 
1.500 Euro bei Vollzeitbeschäf -
tigung - Teilzeit analog 

In den Endstufen der Gehalts -
gruppen III und IV z.B. beträgt 
diese Forderung 5,23 % bzw. 

4,73 %, in den Lohngruppen 3 
und 4 6,04 % bzw. 5,62 %. 

Für den 15. April 2003 und 15. 
Mai 2003 wurden mit der Ge -
werkschaft bereits Verhand -
lungstermine vereinbart. 

Wir werden Sie weiter infor -
mieren. 

Die Pflichten des Arbeitgebers 
bei Beendigung des Arbeitsver -
hältnisses sowie die Neurege -
lung der geringfügigen Beschäf -
tigungen zum 01.04.2003 haben 
wir in den beigefügten Merk -
blättern niedergelegt. Wir bitten 
um Beachtung. 

Wechsel an der Spitze der 
Großen Tarifkommission 

Mit einstimmigem Votum wählte 
die Große Tarifkommission des 
LGAD auf ihrer letzten Sitzung, 
Herrn Dipl-Ing. Christoph 

Leicher, Firma Leicher B2B 
Services GmbH & Co. KG, zu 
ihrem neuen Vorsitzenden. Herr 
Leicher, der bereits die Ver -
handlungskommission des 
LGAD leitet, tritt die Nachfolge 
von Herrn Dipl.-Kaufmann 
Peter Sahlberg, Firma Wilhelm 
Sahlberg GmbH, an, der nach 
vielen Jahren erfolgreicher 
Tarifarbeit den Vorsitz dieses 
Gremiums abgeben wollte. 
Herr Leicher wird mit seiner 
Wahl an die Spitze der Großen 
Tarifkommission - als lt. Sat -
zung ,,geborenes Mitglied" - 

auch in das LGAD-Präsidium 
einziehen. 
Wir gratulieren Herrn Leicher 
herzlich zu seiner Wahl. 

d=v=h 
PAISY-Persona labrechnung 
sicher und kostengünstig im 
Rechenzentrum des LGAD 

Kündigung bei vereitelter 
Zustellung 
Wenn ein Arbeitnehmer versucht, 
den Zugang einer Kündigung mit 
allen erdenklichen Mitteln zu 
verhindern, gilt die Kündigung 
gleichwohl als zugegangen. Das 
hat das Bundesarbeitsgericht im 
Fall einer schwerbehinderten Ar -
beitnehmerin entschieden, die 
binnen zweieinhalb Jahren insge -
samt nur drei Tage gearbeitet hat -
te. Einer Untersuchung auf Dien -
stunfähigkeit entzog sie sich, 
woraufhin der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis fristlos kündig -
te und die Kündigung per Postzu -
stellungsurkunde aufgab. Da der 
Postbote die Arbeitnehmerin 
nicht antraf; legte er das Sehr 
ben nieder; die Arbeitnehme 
holte es aber nicht ab, eine Me -
thode, mit der sie zuvor bereits 
eine Kündigung vereitelt hatte. In 
seiner Begründung weist das Ge -
richt daraufhin, dass die Kündi -
gung in diesem Fall als zugegan -
gen gelte. Die Arbeitnehmerin 
könne sich nach Treu und Glau -
ben nicht darauf berufen, dass ihr 
das Schreiben nicht zuging. 

Leitender Angestellter ist, 
wer Personal des Betriebes oder 
einer Betriebsabteilung selbst -
ändig einstellen und entlassen 
darf. Die Einstellungs- und Ent -
lassungsbefugnis muss selbstän -
dig ausgeübt werden und - 

wohl im Innen- als auch 
Außenverhältnis bestehen. An 
dem Merkmal der Selbständig -
keit fehlt es, wenn der Ange -
stellte nur im Verhältnis zu den 
Arbeitnehmern, nicht aber im 
Innenverhältnis zu seinen Vor -
gesetzten befugt ist, über Ein -
stellungen und Entlassungen zu 
entscheiden. Die Ausübung der 
Personalkompetenz darf daher 
nicht von der Zustimmung einer 
anderen Person abhängig sein. 
Hierbei ist es allerdings uner -
heblich, wenn der Angestellte 
lediglich Richtlinien oder Bud -
gets zu beachten hat, oder 
Zweitunterschriften einholen 
muss, die lediglich einer Rich -
tigkeitskontrolle dienen aber 
nicht mit einer Entschei -
dungsbefugnis des Dritten ver -
bunden sind. 
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Fachkraft für 
Lagerwirtschaft 

Die Neuordnung der Fachkraft 
für Lagerwirtschaft kann nicht 
bis zu Beginn des neuen Ausbil -
dungsjahres am 1. August 2003 
abgeschlossen werden. Da die 
dem Beruf zugrundeliegende 
Erprobungsverordnung bis zum 
31. Juli 2003 befristet ist, hat der 
Ständige Ausschuss des Bun -
desinstituts für Berufsbildung 
die Verlängerung der Erpro -
bungsverordnung urn ein weite -
res Jahr beschlossen. Neue Aus -
bildungsverträge können damit 
auch für das kommende Ausbil -

ngsjahr vereinbart werden. 
iach dem derzeitigen Stand des 
Neuordnungsverfahrens tritt die 
neue Ausbildungsordnung zum 
1. August 2004 in Kraft. Ge -
plant ist zudem eine neue Be -
rufsbezeichnung. Zur Erhöhung 
der Attraktivität des Berufs wird 
die Bezeichnung in Fachkraft 
für Lagerlogistik befürwortet. 

Ausbilder-Eignungs -
prüfung ausgesetzt 
Die Bundesregierung plant wei -
tere Maßnahmen, um die in 
diesem Jahr drohende Ausbil -
dungskatastrophe zu verhin -

rn. Sie hat sich zum Ziel ge -
tzt, dass jeder Jugendliche, 

der will und kann, auch in 
diesem Jahr ein Ausbildungs -
angebot erhalten soll. Bil -
dungsministerin Bulmahn will 
zu Beginn des nächsten Ausbil -
dungsjahres grundsätzlich allen 
Betrieben die Beschäftigung 
von Auszubildenden erlauben. 
Die bisherige Regelung, wo -
nach dazu nur Handwerksmeis -
ter oder Mitarbeiter mit sog. 
Ausbildereignungsprüfung be -
rechtigt sind, werde ab 01. Au -
gust für zunächst fünf Jahre 
außer Kraft gesetzt. 

d-v-h 
Neu. PAlSY -

Personalabrechnung 
im d -v -h nun demnächst 

auch über Internet 

Billi kredite ur 
Aus 

f 

i I d ungsp l âtze 
Arbeitgeber können ab sofort 
für jede zusätzliche Lehrstelle 
einen zinsgünstigen Sonderkre -
dit von bis zu 100.000,— Euro 
in Anspruch nehmen. Damit soll 
den Unternehmen die Schaffung 
von Ausbildungsplätzen erleich -
tert werden. 

Das Mittelstands-Förderpro -
gramm der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) steht Un -
ternehmen mit bis zu 500 Mio. 
Euro Jahresumsatz offen. Sie 
können den Sonderkredit über 

die jeweilige Hausbank beantra -
gen. Die Laufzeit beträgt maxi -
mal zehn Jahre, acht Jahre da -
von sind tilgungsfrei. Die Zins -
sätze sind abhängig von der Bo -
nität gestaffelt. Allerdings 
könnte dem Programm aus 
Brüssel ein Verfahren über zu 
Unrecht gewährte Subventionen 
drohen, wenn die Bundesregie -
rung die Kredithöhe nicht spür -
bar reduziere. Ein Sprecher des 
Bundesfinanzministeriums be -
tonte, die Bundesregierung wol -
le Brüssel entgegenkommen. 

Verwirrung um 
OFD- Ver -ugung zur 
Angabe der Steuer -
nummer in Rechnungen 
Nach § 14 Abs. la UStG ist der 
leistende Unternehmer zur An -
gabe der Steuernummer in 
Rechnungen verpflichtet. Die 
Angabe der Steuernummer ist 
jedoch keine Voraussetzung für 
den Vorsteuerabzug beim Lei -
stungsempfänger. Dies wurde 
im Schreiben des Bundesmini -
steriums der Finanzen vom 28. 
Juni 2002 bestätigt. Das Fehlen 
der Steuernummer in Rechnun -
gen hat demnach keine Sanktio -
nen beim Vorsteuerabzug zur 
Folge. 
In jüngsten Zeitungsberichten 
wird darauf verwiesen, dass Un -
ternehmern, die die Steuerrum -
mer nicht angeben, die Versa -
gung des Vorsteuerabzugs dro -
he. Verwiesen wird in diesem 
Zusammenhang auf eine Verfü -
gung der OFD Koblenz vom 
08.10.2002 (S 7280 A - St 44 5). 
Die OFD-Verfügung spricht an, 
dass das Fehlen der Steuernum -
mer Zweifel an der Richtigkeit 
auch der übrigen Angaben und 

den Verdacht, dass die Unter -
nehmereigenschaft des Rech -
nungsausstellers nicht vorliegen, 
begründen "kann". In solchen 
Fällen sei der Vorsteuerabzug 
bis zur Klärung seiner Recht -
mäßigkeit zu versagen. Versagt 
die Finanzverwaltung den Vor -
steuerabzug unberechtigt auf 
Grund dieser Kann-Regelung, 
so können Unternehmen einen 
Untätigkeitseinspruch nach § 
347 Abs. 1 S. 2 AO einlegen und 
damit die Finanzverwaltung 
zum Handeln auffordern. 
Der LGAD hat die Vorschrift zur 
Angabe der Steuernummer in 
Rechnungen mehrfach massiv 
kritisiert. Sie ist bürokratisch 
und verfehlt, weil die Vorschrift 
nicht der EU -Richtlinie zur Ver -
einfachung, Modernisierung und 
Harmonisierung der mehrwert -
steuerlichen Anforderungen an 
die Rechnungsstellung ent -
spricht. Diese sieht ab 2004 die 
Angabe der Umsatzsteueridenti -
fikationsnummer vor. 

Adressbuch -
schwinde 
Jedes Unternehmen das im Han -
delsregister eingetragen ist, muss 
damit rechnen, Formularschrei -
ben zu erhalten, die wie eine 
Rechnung aussehen. Diese 
Schreiben erfolgen regelmäßig 
im Anschluss an eine Neueintra -
gung oder Handelsregisterverän -
derung. Diese Vorgehensweise 
ist dann ,,Adressbuchschwin -
del", wenn es sich um Angebote 
zur Eintragung in obskuren 
Adressverzeichnissen handelt. 
Die aktuelle Variante dieser Vor -
gehensweise besteht darin, den 
Betroffenen sog. ,,Korrekturab -
züge" zuzuschicken. Das Foniiu -
larschreiben enthält mehrere 
Eintragsoptionen zum Ankreu -
zen, wobei der ,,Grundeintrag" 
zunächst als kostenlos bezeich -
net wird. Erst aus dem Kleinge -
druckten ist ersichtlich, dass be -
reits dieser Grundeintrag mit 
enormen Kosten verbunden ist. 
Sämtliche Varianten dieser Ma -
sche stellen in rechtlicher Hin -
sicht nicht nur eine grobe Täu -
schung, sondern auch eine aufge -
drängte Leistung dar, die von den 
Betroffenen - wenn überhaupt - 
nur kostenfrei erwünscht ist. 
Adressbuchschwindel besitzt 
aber nicht nur wettbewerbsrecht -
liche, sondern auch strafrechtli -
che Relevanz. Hier ist regel -
mäßig von einem Betrugsversuch 
auszugehen. Nach wie vor ent -
steht durch dieses Massenphäno -
men erheblicher volkswirtschaft -
licher Schaden, der nur durch 
konsequente Rechtsverfolgung, 
aber auch durch Warnhinweise 
eingedämmt werden kann. 
Wer sich getäuscht fühlt, sollte 
versuchen, eine bereits geleistete 
Überweisung bei der eigenen 
Bank zu stornieren. Ist dies nicht 
mehr möglich, kann der Vertrag 
perAnschreiben wegen arglistiger 
Täuschung angefochten werden. 
In diesem Zusammenhang kann 
auch vorsorglich eine Kündigung 
des Vertrages ausgesprochen wer -
den. Gleichzeitig sollte die Firma 
unter Fristsetzung aufgefordert 
werden, den bereits geleisteten 
Betrag zurückzuerstatten. 
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PERSONALIEN 

Dr. Dieter Woifrum feierte 
Geburtstag 
Dr. Dieter Wolfrum, vielen Mit -
gliedsfirmen unseres Verbandes 
noch in bester Erinnerung als 
langjähriger Vizepräsident und 
Schatzmeister, konnte am 1. 
April 2003 seinen 75. Geburts -
tag feiern. 
Fast drei Jahrzehnte war Dr. 
Woifrum unserem LGAD 
freundschaftlich und partner -
schaftlich verbunden und lenk -
te die Geschicke des Landes -
verbandes als eine der prägnan -
testen Persönlichkeiten an vor -
derster Stelle mit: 
Als Vizepräsident und Schatz -
meister unseres Landesverban -
des sowie als Vorsitzender des 
Ausschusses Betriebswirtschaft 
und Verkehr, ebenso wie als 
Vorsitzender des Verwaltungs -
rates der Kreditgarantiegemein -
schaft des Handels. Das Amt 
des Vizepräsidenten hatte Dr. 
Woifrum auch bei der IHK fir 
München und Oberbayern inne, 
ebenso wie den Vorsitz des 
Handelsausschusses und als 
Mitglied des Handelsausschus -
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Bayerischer Qualitätspreis 
im Gro3- und Au3enhandeI 

für die [inn GmbH 

Mit Recht stolz auf die Auszeichnung: Peter Heinlein (rn), Reinhard Schüren und Wirtschaftsminister Otto Wiesheu (r.) 

Einen Preis für Unternehmens -
qualität im Groß- und Außenhan -
del erhielt unsere Mitgliedsfirma 
Linn GmbH / Mittelfranken. 
Wilhelm Linn und sein Sohn 
Willy gründeten 1924 im thürin -
gischen Arnstadt ein Unterneh -
men für mundgeblasene, nahtlo -
se Konservengläser. Heute ver -
sorgt die Linn GmbH mit knapp 
100 Mitarbeitern ca. 3.000 Kun -
den aus den Sparten Einzelhan -
del, Baumärkte und Möbelhäu -
ser mit ungefähr 13.000 lager -
mäßig geführten Artikeln aus den 
Bereichen Haus, Küche und Gar -
ten. Von dean eigenen Logi -
stikzentrum mit einer Nutzfläche 
von 27.000 qm werden die Kun -
den nach einem festen Touren -
plan durch Speditionen beliefert. 
Die Linn GmbH wird für ihre 
Leistungen im Qualitätsmanage -
ment, insbesondere in dein Be -
reich ,,Qualität in der Auftrags -
abwicklung und Marketing" aus -
gezeichnet. Mittels eines um- 

fangreichen, kennzahlenbasier -
ten Systems zur Qualitätssiche -
rung im Bereich der Auftragsab -
wicklung verbessert sich das 
Unternehmen stetig. Die einzel -
nen Bereiche wie etwa die Korn -
missionierung schätzen sich 
über vorgegebene Ziele selbst 
ein und regen für den Verbesse -
rungsprozess entsprechende 
Maßnahmen an. 
Zur Verbesserung der Kunden -
bindung speziell im Bereich des 
Einzelhandels ist durch die Linn 
GmbH ein neues Modell ent -
wickelt worden. Die Kunden 
werden hierbei in eine, speziell 
auf die Bedürfnisse der Kunden 
zugeschnittene Marketing -Kam -
pagne integriert und mit entspre -
chenden Handelswaren versorgt. 
Als Unternehmensvertreter wa -
ren die Herren Peter Heinlein 
und Reinhard Schüren anwe -
send. ihnen und dem gesamten 
Unternehmen gelten unsere herz -
lichen Glückwünsche. 

d -v -h 
Elektronische Archivierung. Ein neuer d -v -h -Service 

in der PAISY-Personalabrechnung. 

r 
Fax -Antwort 

Bitte senden Sie mir nähere Informationen zu folgenden Themen: 

Name: 

Firma: 

Tel. Fox: 

PERSONALIEN 

ses des damaligen DIHT. In 
Brüssel vertrat Dr. Wolfrum bei 
der Kommission der Europäi -
schen Gemeinschaft die Inter -
essen des deutschen Groß- und 
Außenhandels und er gehörte 
dem Präsidium des Bundesver -
bandes des Deutschen Groß -
und Außenhandels an. Der Ju -
bilar ist Träger des Bundesver -
dienstkreuzes und des Bayeri -
schen Verdienstordens. 
Auch heute noch freuen wir uns 
aufjede Begegnung mit Dieter 
Wolfrum. Zu seinem Ehrentag 
wünschen wir ihm Glück und 
Gesundheit ebenso wie viele 
harmonische Stunden im Krei -
se seiner Familie. Unsere her7 
lichsten Glückwünsche! 

Franziska Aigner gestorben 
Wie im Leben immer liegen 
Glanz und Kummer nahe bei -
einander. Wir haben die trauri -
ge Pflicht, bekannt zu geben, 
dass die erste Buchhalterin des 
LGAD nach dem Krieg, Frau 
Franziska Aigner, im letzten 
Monat im Alter von 89 Jahren 
verstorben ist. Frau Aigner hat 
in der damaligen Vorgängeror -
ganisation des LGAD, in der 
Wirtschaftsgruppe Groß- und 
Außenhandel, ihre Lehre absol -
viert und hat später in über 
50jähriger Zugehörigkeit zur 

Organisation des Groß- un gb 
Außenhandels in Bayern da 
gesamte Rechnungswesen des 
LGAD geführt. Alle, die sie 
kannten, werden sich stets gern 
an Franziska Aigner erinnern. 

-,qqq qqpp w 
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Tel. (089) 55 7701/02 
Fax: (089) 59 30 15 
e-mail: info@lgad.de 

Geschäftsstelle Nürnberg: 
Sandstr. 29 

90443 Nürnberg 
Tel: (09 11) 20 3180 
Fax: (09 11) 22 16 37 

e-mail: lgadnbg@lgad.de 

J L 
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Erste Runden der Tori --verhondluncen im deutschen 
Gro -3- und AAenhondel ergebnIos 
Flächendeckend wurden die er -
sten Tarifverhandlungsrunden 
im Groß- und Außenhandel ge-
•hrt. Den Auftakt machte der 
DGA Baden-Württemberg am 

2. April 2003. In der Zwi -
schenzeit haben auch in Bayern 
zwei Verhandlungsrunden am 
15. April und 15. Mai stattge -
funden, die ebenfalls ergebnis -
los blieben. Der nächste Ver -
handlungstermin wurde für den 
24. Juni vereinbart. Als Forde -
rung der Arbeitgeber wurde 
auch in Bayern eine Vereinba -
rung über Öffnungs- und Härte -
klauseln in die Tarifverhandlun -
gen eingebracht. Die Arbeitge -
ber machten deutlich, dass Öff -
nungsklauseln den Erhalt des 
Flächentarifvertrages sichern. 

r dem Hintergrund der ange -
annten wirtschaftlichen Situa -

tion in der Branche ist es nicht 
mehr vertretbar, Tarifabschlüsse 
zu tätigen, die nur wenige erfül -
len können und die nicht um -
setzbar sind. Wenn Betriebe aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht 
mehr dazu in der Lage sind, Ta -
rifverträge anzuwenden, müssen 
diese durch betriebliche Rege -
lungen abdingbar sein. Nur da -
durch erhielten die Unterneh -
men - wie es auch der Verhand -
lungsführer der Arbeitgeber in 
Bayern, Herr Dipl.-Ing. Chris -
toph Leicher, treffend begrün -
det hat - die Möglichkeit durch 
betriebliche Vereinbarungen den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen. Dies dient 

auch der Beschäftigungssiche -
rung in Krisenzeiten. Als Dis -
kussions- und Verhandlungs -
grundlage wurden von den 
Arbeitgeberkommissionen 
Formulierungsvorschläge zu 
Öffnungsklauseln unterbreitet. 
Auch hier „muss das Rad nicht 
neu erfunden werden", denn es 
gibt bereits interessante inhaltli -
che Ausgestaltungen in anderen 
Branchen. An diesen hat man 
sich orientiert. 

Blockadehaltung 
der Gewerkschaften 
Bisher hat sich ver.di diesem 
Anliegen leider kategorisch ver -
schlossen. Der Einstieg in die 
Verhandlung dieses Themas 
wurde bisher in allen Tarifge -
bieten abgelehnt. Diese unbe -
gründete Verweigerungshaltung 
lässt sich nur dadurch erklären, 
dass die verdi- Zentrale in Ber -
lin eine strikte Einhaltung ihrer 
Vorgaben von den örtlichen Ta -
rifkommissionen verlangt. 
Ver.di forderte von den Arbeit -
gebern den offiziellen Verzicht 
dieses Verhandlungsthemas zur 
Fortsetzung der Tarifverhand -
lungen. Die Reaktion der Ge -
werkschaft muss arbeitgebersei -
tig als ,,Erpressungsversuch" 
verstanden werden. Aus diesen 
Gründen wurde von der Unter -
breitung eines offiziellen Ar -
beitgeberangebots in den mei -
sten Tarifgebieten abgesehen. 
Die Gründe für die Blockade -
haltung von ver.di sind nicht 
nachvollziehbar. In diesem Zu-

Schon angemeldet? 

VERBANDSTAG am 26. Juni 2003 
9.15 Uhr, in Nürnberg, Meistersingerhalle 

sammenhang muss auf ein Hin -
tergrundpapier des DGB ver -
wiesen werden. Darin werden 
die Mitgliedsgewerkschaften 
aufgefordert, ,,Tarifoptionen zur 
kontrollierten Öffnung von Ta -
rifverträgen" mit den Arbeitge -
bern zu verhandeln. Diese Mes -
sage ist offensichtlich bei ver.di 
noch nicht angekommen. 

Ver.di hat den Draht zur 
Basis verloren 
Eine andere Botschaft kommt 
aus den Betrieben. Die Betriebs -
räte haben Verständnis für die 
wirtschaftlichen Schwierigkei -
ten der Unternehmen. Ver.di hat 

den Draht zur Basis verloren. 
Dies ist bedauerlich, denn die 
Verweigerungstaktik von ver.di 
verhindert den Einstieg in kon -
struktive Tarifverhandlungen. 
Ver.di muss die Tatsache aner -
kennen, dass in Tarifverhand -
lungen von beiden Seiten For -
derungen erhoben werden kön -
nen. Verhandlungsgegenstände 
einseitig zu ,,Tabuthemen" zu 
erklären, zeugen von einem 
falschen Verständnis der Sozial -
partnerschaft. Neue Verhand -
lungsrunden wurden jedoch ver -
einbart. Dies gibt Hoffnung, 
dass sich die Gewerkschaft ein -
sichtig zeigt! 

Professor 
DrDr. h.c. Erich Greip l 
Vizepräsident der vbw 

In der Mitgliederversammlung 
vom 5. Mai 2003 wurde Herr 
Professor Dr.Dr.h.c. Erich 
Greipl in das Präsidium der 
Vereinigung der Bayerischen 
Wirtschaft und damit als einer 
der neun Vizepräsidenten der 

vbw gewählt. Alter und neuer 
Präsident der vbw ist Herr Ran -
doifRodenstock (Optische Wer -
ke München). Herr Professor 
Greipl ist mit dieser Wahl der al -
leinige Vertreter des Handels im 
vbw-Präsidium und zieht als 
Nachfolger von Herrn Thomas 
Scheuerle, der auf eigenen 
Wunsch ausschied, in dieses 
höchste Gremium der Bayeri -
schen Wirtschaft ein. Wir gratu -
lieren Herrn Professor Greipl 
herzlich zu dieser herausragen -
den Berufung und freuen uns 
natürlich, dass er neben seinen 
vielen anderen Beanspruchun -
gen auch gerade dieses Ehren -
amt angenommen hat. 
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KURZ NOTIERT 
Eurovolontariat: Das Bil -
dungswerk der Bayer. Wirt -
schaft führt gemeinsam mit 
der Vertretung des Freistaats 
Bayern bei der Europäischen 
Union am 13. - 17. Oktober 
2003 ein Eurovolontariat 
durch. Führungskräfte und 
Mitarbeiter aus Firmen, Ver -
bänden und Kammern erhal -
ten die Möglichkeit, Struktur, 
Arbeitsweise und aktuelle 
Entwicklungen der EU-Kom -
mission und anderer Institu -
tionen in Brüssel kennen zu 
Jemen. 
Interessenten können sich 
beim Bildungswerk der 
Bayerischen Wirtschaft, 
Postfach 20 03 45, 80003 
München, Herzog -Heinrich -
Str. 13, 80336 München an -
melden. 
Die Internet-Adresse heißt: 
www.bbw.de 
Telefax: 089/5 1469-420. 

Die Anrechnung von Vor -
sorgekuren und Maßnahmen 
der Rehabilitation gem. § 15 
MTV auf den tariflichen Ur -
laubsanspruch ist zulässig. 
Zwar beinhaltet § 10 BuriG 
ein gesetzliches Anrech -
nungsverbot. Dieses ist je -
doch tariflich abdingbar 
Hiervon haben die Tarifver -
tragsparteien gem. § 13 Bur-
1G Gebrauch gemacht. 

Der Gleichbehandlungs -
grundsatz im Bereich der 
Vergütung kommt nach einer 
Entscheidung des BAG dann 
nicht zur Anwendung, wenn 
es sich um individuell verein -
barte Löhne und Gehälter 
handelt und der Arbeitgeber 
nur einzelne Arbeitnehmer 
besserstellt. ist die Anzahl der 
begünstigten Arbeitnehmer 
im Verhältnis zur Gesamtzahl 
der betroffenen Arbeitnehmer 
sehr gering, z.B. weniger als 
5 % der insgesamt betroffe -
nen Arbeitnehmer, kann ein 
nicht begünstigter Arbeitneh -
mer aus dem Gleichbehand -
lungsgrundsatz keinen An -
spruch herleiten. 

Beihi l fe eines Gro3händers 
zur Steuerhinterziehunc 
In einem bisher nicht rechts -
kräftigen Urteil hat das Fi -
nanzgericht Münster die Aus -
stellung von Barverkaufsrech -
nungen ohne Angabe des 
Empfängers als Beihilfe zur 
Steuerhinterziehung bewertet 
und den liefernden Groß -
händler in vollem Umfang für 
die hinterzogenen Steuern in 
Anspruch genommen. 
Das Finanzgericht Münster hat 
bei einem Großhändler, der Bar -
verkaufsrechnungen ohne Anga -
be des Empfängers ausstellte, 
Beihilfe zu einer von dem Kun -
den durch Nichtverbuchung der 
Waren sowie der damit erzielten 
Einnahmen begangenen Steuer -
hinterziehung angenommen und 
ihn für den entstandenen Steuer -
schaden haftbar gemacht. Das 
Gericht geht soweit, den 
Großhändler ohne Darlegung 
von besonderen Ermessenserwä -
gungen in vollem Umfang für die 
hinterzogenen Steuern in An -
spruch zu nehmen. Dies beruht 
auf der Überlegung, dass bei ei -
ner vorsätzlichen Beihilfe zur 
Steuerhinterziehung das Ent- 

schließungsermessen seitens der 
Finanzbehörde in derart hohem 
Maße vorgeprägt ist, dass prak -
tisch nur die Haftungsinan -
spruchnahme des Beihilfe-Lei -
stenden in voller Höhe sachge -
recht erscheint. Grundlage für 
diese Entscheidung ist § 71 Ab -
gabenordnung (AO). Danach 
kann die Finanzverwaltung den -
jenigen, der eine Steuerhinterzie -
hung begeht oder an einer sol -
chen Tat teilnimmt, im Haftungs -
weg in Anspruch nehmen. Bei -
hilfe leistet, wer vorsätzlich 
einem Anderen zu dessen vor -
sätzlich begangener rechtswidri -
ger Tat Hilfe leistet. Dabei ist es 
unerheblich, ob der Gehilfe über -
haupt weiß, dass der Täter über -
haupt zur Haupttat entschlossen 
ist. Der vom Finanzgericht Mün -
ster entschiedene Fall, der jetzt 
beim Bundesfinanzhof anhängig 
ist (Aktenzeichen XI A 3/03) 
macht deutlich, dass ein 
Großhändler als zunächst unbe -
teiligter Geschäftspartner bereits 
mit einem Bein im Steuerhaf -
tungsverfahren fir einen Dritten 
stehen kann. 

Wegfall der Abgoben -
C ab 200,4 
Die bisherige Billigkeitsrege -
lung, bei einer bis zu fünf Tage 
verspäteten Abgabe der Um -
satzsteuer-Voranmeldung und 
der Lohnsteuer-Anmeldung von 
der Festsetzung eines Verspä -
tungszuschlags abzusehen, wird 
ab 01.01.2004 ersatzlos entfal -
len. Das bedeutet, dass künftig 
die Finanzverwaltung auch 
schon bei kurzfristigen, fünf 
Tage nicht überschreitenden 
Fristversäumnissen, zur Fest -
setzung eines Verspätungs- 

zuschlags berechtigt ist. Ab 
01.01.2004 müssen Lohn- und 
Umsatzsteuerpflichtige generell 
mit einer verschärften Verspä -
tungszuschlagspraxis rechnen. 
Gleiches gilt auch, wenn zwar 
die Anmeldung / Voranmeldung 
fristgemäß erfolgt, die ange -
meldete Steuer aber nicht recht -
zeitig innerhalb der von der Ab -
gabenordnung vorgeschriebe -
nen Frist entrichtet, sondern die 
Zahlung bewußt verzögert 
wird. 

Factoring - Ihr Schlüssel zur Liquidität 
Bitte beachten Sie die Beilage des EKF Einkaufskontor Frankfurt GmbH 

lET-Service GmbH - 

Ihr Partner 
im Außenhandel 
Seit Jahresanfang verfügt der 
deutsche Groß- und Außenhan -
del über ein weiteres Instrument 
zur Übernahme von Informati -
ons- und Beratungsdienstlei -
stungen sowie zur Durch -
führung von außenwirtschaftli -
chen Projekten, Veranstaltungen 
und Schulungen: die JET-Servi -
ce GmbH. Die Gesellschaft mit 
Sitz in Berlin wurde als Tochter -
unternehmen von BGA, BDEx, 
LGAD Bayern und anderen 
Landesverbänden gegründet, 
Geschäftsführer ist Dipl.-Volks -
wirt Jens Nagel aus der BG 
Außenwirtschaftsabteilung. 
Bereits für das laufende Jahr ist 
eine Vielzahl von Veranstaltun -
gen im außenwirtschaftlichen 
Bereich geplant. Hierzu gehört 
die Durchführung der Deutsch -
Albanischen Wirtschaftstage, 
die Organisation einer Konfe -
renz ,,Erneuerbare Energien" 
mit den Philippinen sowie ein 
Verbandsberatungsprojekt in 
China. Selbstverständlich steht 
die lET-Service GmbH mit 
ihren Dienstleistungen allen 
Mitgliedsunternehmen des 
LGAD offen. Die Gesellschaft 
ist unter der Tel-Nr. 030/ 
590099598 oder per Email 

info@iet-service.de zu err 
chen, eine Übersicht der Diens - 

leistungen und geplanten Pro -
jekte ist im Internet unter 
www.iet-service.de abrufbar. 

Eine Änderungskündigung 
zur Senkung der Vergütung bei 
gleichbleibender Tätigkeit des 
Arbeitnehmers ist grundsätzlich 
nur begründet, wenn bei Auf -
rechterhaltung der bisherigen 
Personalkostenstruktur weitere, 
betrieblich nicht mehr auffang -
bare Verluste entstehen, die ab -
sehbar zu einer Reduzierung der 
Belegschaft oder sogar zu einer 
Schließung des Betriebs führen. 
Regelmäßig setzt deshalb eine 
solche Situation einen umfas -
senden Sanierungsplan voraus, 
der alle gegenüber der beabsich -
tigten Änderungskündigung 
milderen Mittel ausschöpft. 
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LKW-Maut ab 3 1. August 2003 
Der Bundesrat hat am 28. Mai 
2003 für LKW ab 12 Tonnen 
zulässigem Gesamtgewicht einer 
LKW-Maut für die Benutzung 
des deutschen Autobahnnetzes 
zwischen 9 und 13 Cent je Kilo -
meter für 3-achsige LKW und 
zwischen 10 und 14 Cent für 
LKW mit mindestens vier Ach -
sen zugestimmt. Der durch -
schnittliche Mautsatz beträgt 12,4 
Cent je Kilometer. Der im Ver -
mittlungsausschuss zuvor gefun -
dene Kompromiß zur LKW -
Maut regelt, dass für eine Über -
gangszeit anstelle eines vor -

ehenen durchschnittlichen 
autsatzes von 15,0 Cent je Ki -

lometer mit einem Jahreserlösvo -
lumen von 3,4 Milliarden Euro 
ein niedrigerer Satz von 12,4 
Cent berechnet wird. Das Erlös -
volumen sinkt dann auf 2,8 Mrd. 
Euro per anno. Die Verringerung 
des Mauterlösvolumens um 600 
Mio. Euro entspricht exakt dem 

von der CDU/CSU geforderten 
Kompensationsvolumen. 
Tatsächlich handelt es sich jedoch 
um eine Minderung des von In -
wie Ausländern zu zahlenden 
Mautsatzes, dem jegliche Har -
monisierungskomponente zum 
Ausgleich von Wettbewerbs -
nachteilen deutscher Unter -
nehmen fehlt. Festgeschrieben 
wurde durch den Bundesratsbe -
schluss auch die zweckgebunde -
ne Verwendung der Mauterlöse 
nach Abzug der Systemkosten. 
Die Systemkosten belaufen sich 
auf mehr als 600 Mio. Euro per 
anno. Die verbleibenden 2,1 bis 
2,2 Mrd. sollen keineswegs nur 
dem Straßenbau zufließen, son -
dern aufgrund einer mündlichen 
Nebenabrede zu zwei Dritteln für 
den Straßenbereich und zu einem 
Drittel für Schiene und Binnen -
wasserstraße verwendet werden. 
Mit Einführung der Maut muß 
mit einer erheblichen Verteue- 

rung des Straßengüterverkehrs 
gerechnet werden. Beispielrech -
nungen aus der deutschen Ver -
kehrszeitung (DVZ) zeigen, dass 
eine LKW-Komplettladung von 
Hamburg nach München (ca. 800 
km Autobahn) nach Unterneh -
mensangaben heute zwischen 
560 und 770 Euro kosten. Auf 
dieser Basis ergeben sich maut -
bedingte Kostensteigerungen auf 
659,20 bis 869,20 Euro oder um 
17,7 bis 12,9 %. Für Stückgut -
sendungen liegt der Erhöhungs -
satz bei 3 bis 6 % und für Teilla -
dungen bei 7 bis 9 %, da auch die 
Anteile für Regie- und Um -
schlagskosten mit berücksichtigt 
werden. Die Auswirkungen der 
LKW-Maut auf die Beschaf -
fungs- und Distributionskosten 
wird unternehmensindividuell 
nach Standortlage, mautpflichti -
gen Streckenanteilen und Wertig -
keit der Güter ermittelt werden 
müssen. 

Feh l zeiten in der Ausbi l dunq 
Welche Fehlzeiten kann man in der Schule und im Ausbildungsbetrieb akzeptieren? 

Ab 10 % wird es kritisch. In 
solchen Fällen ist die Zulassung 

, zur Abschlussprüfung gefahr-
. Zu beachten ist: ‚,Auch Be -
sschulzeit ist Ausbildungs -

zeit". Die IHK wird jedoch alle 
Aspekte des Einzelfalls be -
leuchten und bei einer ableh -
nenden Entscheidung den Sach -
verhalt dem zuständigen Prü -
fungsausschuss vorlegen. Bei 
Auszubildenden lautet eine der 

Zulassungsvoraussetzungen 
gemäß Prüfungsordnung: „Wer 
die Ausbildungszeit zurückge -
legt hat, oder wessen Ausbil -
dungszeit nicht später als zwei 
Monate nach dem Prüfungster -
min endet". Bei verkürzten 
Ausbildungsverträgen wird 
man den Richtwert von 10 % 
Fehlzeit genauer im Auge be -
halten, während bei einem voll 
absolvierten Ausbildungszeit- 

raum toleranter verfahren wer -
den kann. Die Grenze wird sich 
allerdings daraus ergeben, ob 
glaubhaft gemacht wird, dass 
alle Kenntnisse und Fertigkei -
ten in der sich nach Berücksich -
tigung der Fehlzeiten letztlich 
noch verbleibenden Ausbil -
dungszeit vermittelt werden 
konnten. Besonders berücksich -
tigt werden hierbei Vertiefungs -
und Wiederholungsphasen. 

Konsequenzen der 
Aussetzunc der Ausbilder -
Eignungsverordnung 
Für die Ausbildung sind nach 
dem Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) zwei Voraussetzungen 
zu erfüllen: zum einen die Eig -
nung der Ausbildungsstätte (22 
BBiG) zum anderen die persön -
liche und fachliche Eignung des 

Ausbildenden (20 BBiG). Nach 
§ 23 BBiG hat die zuständige 
Stelle (Kammer) darüber zu wa -
chen, dass beide vorliegen. 
Durch die Aussetzung der Aus -
bilder-Eignungsverordnung 
(AEVO) für 5 Jahre durch die 

Bundesregierung ändert sich 
nichts hinsichtlich der erforderli -
chen Eignung der Ausbildungs -
stätte sowie der persönlichen und 
fachlichen Eignung nach §§ 20, 
22 BBiG, die von der Kammer 
zu überprüfen sind (§ 23 BBiG). 
Allerdings wird in den nächsten 
fünf Jahren auf den besonderen 
Nachweis über die berufs- und 
arbeitspädagogische Eignung 
verzichtet. Die AEVO wird da -
mit aber nicht in ihrer Gesamt -
heit außer Kraft gesetzt. 

PERSONALIEN 

Vorstandsmitglied Müller -
Lotter zum ,,Ehrensenator" 
ernannt 
Für Persönlichkeiten, die sich 
in der Gründungsphase um die 
Fachhochschule Ansbach ver -
dient gemacht haben, hat diese 
erstmals in ihrer achtjährigen 
Geschichte Ehrentitel verge -
ben. So wurde auch unser bil -
dungspolitischer Sprecher und 
langjährige Vorsitzende unse -
res Berufsbildungsausschusses 
Karl -Friedrich Müller -Lotter 
zum Ehrensenator ernannt. 
Karl -Friedrich Müller -Lotter 
hat von Beginn an einen Lehr -
auftrag inne. Mit seinen „Er -
fahrungen aus der Praxis" 
prägte er das Lehrangebot der 
FH in den ersten Jahren maß -
geblich mit. Wir gratulieren 
sehr herzlich zu diesem Ehren -
titel, der im Rahmen einer aka -
demischen Feier verliehen 
wurde. 

Wolf Maser -50 Jahre 
Seinen 50. Geburtstag feierte 
Herr Wolf Maser, Fa. Gebr. 
Maser GmbH in Nürnberg. 
Der LGAD schätzt Wolf 
Maser als einen Kollegen, der 
seine Kraft und unternehmeri -
sche Überzeugung investiert, 
wenn es darum geht, die ge -
meinsamen Belange der mittel -
ständischen Wirtschaft und de -
ren politische Umsetzung bzw. 
Dynamik in Verbänden und 
Kammern umzusetzen. So 
wirkt Wolf Maser in den ver -
schiedensten Gremien auch bei 
uns mit, so z.B. als Mitglied 
des Ausschusses für Berufsbil -
dung und als Rechnungsprüfer 
des LGAD. Hierfür gilt ihm 
unser herzlicher Dank und wir 
gratulieren ihm mit allen guten 
Wünschen für eine glückliche 
lange Zukunft. 
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PERSONALIEN 

Klaus Strasser und Dr. Gerd Strasser 

Hagenauer 
+ Denk 

200 -j ähriges 
Firmenjubiläum 

Lichtblick einer mittelständi -
sehen Erfolgsgeschichte aus 
dem Allgäu: 
Die Hagenauer + Denk KG, 
unter dem Kürzel H+D be -
kannt für maßgeschneiderte 
Verpackungsanlagen und Logis -
tikberatung, feierte ihr 200-
jähriges Firmenjubiläum. Das 
heute in der 7. Generation ge -
führte, unabhängige Familien -
unternehmen kann auf einen 
ebenso wechselhaften wie er -
folgreichen Weg vom 19. ins 
21. Jahrhundert blicken. Was 
1803 als ,,Handlung und Kra -
merey" für Textilien beginnt, 
dann über 100 Jahre hinweg im 
Wesentlichen dank eines Pro -

Fortsetzung rechte Spalte 
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75 Jahre Burkhof Kaffee - 

Ein Begriff für Kaffeetrinker 

Voter und Sohn Albert und Arthur Dorbaven, in der Mitte Jürgen Wurst 

Der traditionelle Familienbetrieb 
mit feinem Gespür für neue 
Trends feierte sein Jubiläum 
gem. dem Leitspruch „Aus Freu -
de am Leben". Firmeninhaber 
Albert und Sohn Arthur Dar -
boven begrüßten etwa 500 Gä -
ste, vor allem Kunden und Ge -
schäftspartner. 
Die Geschichte der Kaffeeröste -
rei ließ Geschäftsführer Jürgen 
Wurst Revue passieren. Danach 
wurde der inzwischen in der 
fünften Generation als Familien -
unternehmen geführte Betrieb 
im Jahr 1928 von Wilhelm Burk -
hardt und Wilhelm Imhof in 
München unter dem Namen 
‚,Burkhof Kaffee" gegründet. 
Damals wie heute war der Ver -
trieb von Kaffee, Tee und Kakao 
in Handel und Gastronomie der 
Schwerpunkt der Firma. 
1974 erwarb die Familie Darbo -
yen (Idee Kaffee) das Unterneh -
men, wobei die Eigenständigkeit 
der Firma Burkhof bestehen 
blieb. Nach dem Aufstieg zum 
Marktführer in der Belieferung 
I 
er Gastronomie in Bayern wur -

de 1987 die Münchner Firma 
Eilles, Spezialist für Tee, Kaffee 
und Wein eingegliedert. 1993 
bezog man größere Betriebsräu -
me in Sauerlach und führte dort 
mit einem elektronisch gesteuer -
ten, Umwelt schonenden und 
nach ISO -9001 zertifizierten 

Produktionsablauf modernste 
Technik ein. Unter der Dachmar -
ke ,,Burkhof Specialities" nahm 
das Unternehmen 2002 ein ex -
klusives Zubehörprogramm auf, 
das neben Burkhof Kaffee, Al -
fredo Espresso, Eilles und 
Mövenpick Kaffee, Eilles Tee 
und Trinkschokolade ein um -
fangreiches Zusatzsortiment um -
fasst. 

Seit der Übernahme durch J.J. 
Darboven hat sich das Vertriebs -
gebiet um Niederlassungen in 
Nürnberg, Korbußen in Thürin -
gen, Tschechien und der Slowa -
kei vergrößert und der Gesam -
tumsatz um das Sechsfache auf 
im vergangenen Jahr 33 Millio -
nen Euro erhöht. Von den insge -
samt 115 Mitarbeitern arbeiten 
92 in Sauerlach, 16 in Nürnberg 
und sieben in Korbußen. Die 
jährliche Kapazität von 4.000 
Tonnen Röstkaffee werden an 
etwa 11.000 Großkunden und 
Gastronomie und Hotellerie -

90 % davon im Inland, 6 % in 
Tschechien und 4 % im übrigen 
Ausland - ausgeliefert. Neben 
der Pflege dieses Kunden -
stamms wird die Erschließung 
neuer Märkte weiter vorange -
trieben. 

Der LGAD gratuliert sehr herz -
lich und wünscht eine glückliche 
Zukunft. 

PERSONALIEN 
duktes floriert, dem Bindfaden, 
wird durch die konsequent ge -
lebte Verbindung von Traditi -
on und Innovation zum moder -
nen, international agierenden 
Unternehmen mit langfristig 
gewachsenen Kundenbezie -
hungen und nachhaltigem 
Wachstumspotenzial. 
Erfolgsfaktoren von H+D sind 
die ausgeprägte Kundenorien -
tierung und das modulare Ma -
schinenkonzept. Auch nach 
Jahren kann jedes Element 
noch ausgetauscht, ergänzt 
oder modifiziert werden. Dar -
aus resultiert ein überaus treuer 
Kundenstamm. Von den der -
zeit 9.000 aktiven Kund 
kaufen 66 % seit mehr als I 
Jahren bei H+D und 28 % so -
gar seit mehr als 30 Jahren. Die 
älteste Geschäftsbeziehung 
kann auf über 100 Jahre Kun -
denzufriedenheit 
blicken. 

zurück -

Seit Februar 2003 ist die No -
minierung des Senior-Chefs 
Klaus Strasser für den ,,Mit -
teistands-Oskar 2003" offizi -
ell. Die Auszeichnung wird 
vergeben für Innovation und 
Modernisierung auf allen un -
ternehmerischen Ebenen. Aus 
Anlass des Jubiläums hat H + 
D in einer vierzehntägigen 
Ausstellung Werke der Ver -
packungskünstler Christo u 
Jeanne-Claude der Öffentlich -
keit zugänglich gemacht. 
Der LGAD hat die herzlich -
sten 
bracht. 

Glückwünsche über -

Hauptgeschäftsstelle: 
Max-Joseph -Str. 5, 80333 München, 

Postfach 201337, 
80013 München 

Tel. (089) 55 7701/02 
Fax: (089) 5930 15 
e-mail: info@lgad.de 

Geschäftsstelle Nürnberg: 
Sandstr. 29 

90443 Nürnberg 
Tel: (09 11) 20 3180 
Fax: (09 11) 22 16 37 

e-mail: lgadnbg@lgad.de 
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Verbandstaa 2003 
Greipl neuer LGAD-Präsident / Scheuerle zum Abschied Ehrenpräsident / Beckstein: ,,Sicherheit Ist Standortfaktor" 

Professor Dr. Dr. h.c. Erich Greipl heißt der neue Präsident 
des LGAD, nachdem der bisherige, Thomas Scheuerle, auf ei -
enen Wunsch nicht mehr kandidierte. Der Wechsel fand im 
I n nen des im zweijährigen Turnus stattfindenden LGAD-

Verbandstages statt, der heuer wieder mit den Neuwahlen von 
Vorstand (siehe Text S. 2), Ausschüssen und Kontrollgremien 
(siehe Beilage) des Verbandes für die Amtsperiode 2003 bis 
2007 verbunden war. Die Mitgliederversammlung wählte 
Scheuerle in Anerkennung seiner großen Verdienste in der 
achtjährigen Amtszeit an der Spitze des LGAD zum Ehren -
präsidenten auf Lebenszeit. In der öffentlichen Kundgebung 
wurde unser Ehrengast Staatsminister Dr. Günther Beckstein 
von Präsident und Ehrenpräsident mit beeindruckenden Re -
den ,,eingerahmt" (siehe nachstehenden Bericht). Insbeson -
dere die Thesen und Perspektiven zur künftigen Entwicklung 
und politischen Entfaltung des LGAD, brillant dargebracht 
vom neuen Präsidenten Professor Greipl, ließen dessen 
Schlusswort zum Verbandstag zugleich als einen programma -
tischen Auftakt seiner vierjährigen Amtszeit empfinden. Da -
bei war in allen drei Reden der Ruf nach tiefgreifenden und 
vor allem schnellen Reformen unüberhörbar 

Amtswechsel: Ehrenprtsident Thomos Scheuerle - neuerLGAD-Prä sident Prof. Dr. Dr. ht. Erich Greipl 
einer beherzten und stellenwei -

se auch sehr persönlichen Rede 
blickte Thomas Scheuerle auf sei -
ne Amtszeit zurück. Dabei erin -
nerte er an die legendäre Adlon -
Rede vor sechs Jahren. Der vom 
damaligen Bundespräsident Ro -
man Herzog geforderte ,,Ruck", 
der durchs Land gehen sollte, sei 
bis zum heutigen Tage ausgeblie -
ben. Die ,,ohne Mut und ohne Vi -
sion" vorgetragene Regierungser -
klärung von Bundeskanzler Ger -
hard Schröder zur ,,Agenda 2010" 
sei da allenfalls noch eine ,,Ruckel -
Rede" gewesen: ,,Ein Vergleich 
zeigt, wir haben uns so gut wie kei -
nen Zentimeter vorwärts bewegt." 

Mautkompromiss 
unbefriedigend 
Wenig zufrieden zeigt der frisch 
gekürte Ehrenpräsident sich auch 

mit dem Ergebnis des mühsamen 
Tauziehens zwischen Bundesre -
gierung, EU-Kommission und 
Wirtschaft bei der LKW-Maut: 
„Der jetzt vorliegende Kompro -
miss mit einer Absenkung der 
Mautsätze kann nicht befriedi -
gen". Er belaste vor allem den 
Großhandel. Über ihn würden 
über 50 Prozent der Güterbewe -
gungen abgewickelt. Damit sei er 
,,zentrale Logistikdrehscheibe 
unserer Wirtschaft". 
Bei aller Kritik an der mangeln -
den Entschlossenheit der Bun -
desregierung plädiert Scheuerle 
dennoch dafür, dem Kanzler den 
Rücken zu stärken und eine ,,Be -
schneidung des ohnehin schon 
unzureichenden Reformpaketes" 
nicht zuzulassen. Sein Fazit: ,,Wir 
müssen heute handeln, wenn wir 
unsere Verantwortung für künfti- 

ge Generationen wirklich ernst 
nehmen." 
Das ist nicht nur ein Programm -
satz, wie die starke Resonanz auf 
die Initiative ,,Ausbilden in Bay -
ern - unsere Zukunft 1+" beweist. 
Die bayerische Staatsregierung 
und die Wirtschaft hatten sie ins 
Leben gerufen, um auf die sich 
abzeichnende Lehrstellenknapp -
heit zu reagieren. Dutzende von 
Mitgliedsunternehmen, so 
Scheuerle, hätten ohne zu zögern 
ihre Mitarbeit zugesagt, und so 
konnten bereits innerhalb weni -
ger Tage nach dem ersten Aufruf 
50 zusätzliche Ausbildungsplätze 
bereitgestellt werden. Ein stolzes 
Ergebnis, fand auch Bayerns In -
nenminister Günther Beckstein. 
Eindringlich appellierte er an die 
Unternehmen: ,,Wer's irgendwie 

ermöglichen kann, sollte noch 
Ausbildungsplätze mobilisieren. 
Bis an die Grenze des Mögli -
chen!" 

Klare Worte vom 
Innenminister 
Becksteins Rede ließ, wie erwar -
tet, an Deutlichkeit nichts ver -
missen. Die Innere Sicherheit, so 
das Credo des Innenministers, sei 
Standortfaktor - und damit auch 
ein Thema für die Wirtschaft. Po -
litik und Wirtschaft müssten eng 
zusammenarbeiten, zum Beispiel 
bei der Abwehr von Sabotage 
und Spionage in den Betrieben. 
Der Staatsminister warnte davor, 
diesen Bereich zu unterschätzen: 
,,Man sollte nicht vergessen, dass 
die Nachrichtendienste insbeson -
dere der früheren UdSSR ihre 
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KURZ NOTIERT 
Auswahlentscheidung im 
Kleinbetrieb 
In Kleinbetrieben mit nicht 
mehr als fünf Mitarbeitern ist 
es ohne weiteres möglich, sich 
bei Vorliegen plausibler Grün -
de von einem Arbeitnehmer zu 
trennen. Das bestätigt das Bun -
desarbeitsgericht in einer aktu -
ellen Entscheidung und setzt 
damit eine zuvor ergangene 
Entscheidung des Bundesver -
fassungsgerichts um. Eine 
Kündigung, so die Richter in 
Erfurt, ist im Kleinbetrieb nur 
dann treuwidrig i.S.d. § 242 
BGB und damit unwirksam, 
wenn schon auf den ersten 
Blick erkennbar ist, dass der 
Arbeitgeber ohne betriebliche 
Interessen einem Arbeitnehmer 
kündigt, der erheblich schutz -
würdiger ist als vergleichbare 
Mitarbeiter. 

Kündigung wegen Strafan -
zeige gegen den Vorgesetz -
ten 
Das Bundesarbeitsgericht hat 
entschieden, dass eine von ei -
nem Arbeitnehmer veranlasste 
Strafanzeige, die wissentlich 
unwahre oder leichtfertig 
falsche Angaben enthält, eine 
ordentliche Kündigung recht -
fertigen kann. Das Gericht 
sieht darin eine erhebliche 
Verletzung arbeitsvertragli -
cher Nebenpflichten. Gleiches 
gilt, wenn die Anzeige in 
Schädigungsabsicht oder aus 
Rache erfolgt ist und der Ar -
beitnehmer nicht vorab eine 
innerbetriebliche Klärung ver -
sucht hat. 

Rückzahlung von 
Fortbildungskosten 
Das Bundesarbeitsgericht hat 
festgestellt, dass es unzulässig 
ist, Arbeitnehmer, die an einer 
weniger als einen Monat dau -
ernden Fortbildung teilgenom -
men haben, im Wege einer 
Rückzahlungsverpflichtung 
länger als sechs Monate zu 
binden. Einzelvertragliche 
Rückzahlungsklauseln, die 
den Arbeitnehmer unzulässig 
lange binden, seien auf die 
zulässige Bindungsdauer zu 

t, . -
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leckslein: Sicherheit ist Standertfaktor 

Tätigkeit nicht eingestellt haben. 
Sie haben sich beim Ausspähen 
vielmehr stärker von Politik und 
Militär auf die Bereiche Wirt -
schaft und Forschung verlegt." 
Viel schwieriger sei aber noch 
das Thema der Sabotage. Der 
Täter komme hier meist aus den 
eigenen Reihen und sei oft „an 
besonders sensiblen Stellen" 
beschäftigt. Bemühungen des 
Freistaats, eine gesetzliche 
Grundlage für gezielte Sicher -
heitsüberprüfungen zum vorbeu -
genden personellen Sabotage -
schutz zu schaffen, seien aber 
vorerst gescheitert. 

Für die Zukunft gut 
positioniert 
Professor Erich Greipl richtete in 
seiner Antrittsrede den Blick 
nach vorne. Für den Groß- und 
Außenhandel sieht er dabei eine 
wachsende Bedeutung: ,,Gerade 
mit der fortschreitenden Interna -
tionalisierung und Globalisierung 
der Wirtschaft werden Handel, 
Dienstleistung und Informatio -
nen die dominanten Bereiche un -
serer Volkswirtschaft sein." Inder 
öffentlichen Wahrnehmung da -
gegen sei der Handel vielfach im -
mer noch ein „unbekannter Rie -
se". Dabei sprechen die Zahlen 
eine andere Sprache: Alleine in 
Bayern beschäftigt der Groß- und 
Außenhandel rund 240.000 Mit -
arbeiter in 22.000 Unternehmen 
mit einem Jahresumsatz von rund 
100 Milliarden Euro. Von den 
Wirtschaftsbereichen im Freistaat 
bringt einzig die Industrie mehr 
auf die Waage - und das auch nur 

Bitte beachten Sie unsere Beilagen: 
d -v -h Datenverarbeitungsdienst des Handels GmbH 

VGA Versicherungstelle 
des Deutschen Gruß. und Aulieuhandels GmbH 

LGAD-Ausschüsse und LGAD.Knntrollgremien 

Bayerischer Qualitätspreis 2004 
Gf H Gesellschaft für Handelsberatung mbH 

bei statistischer Betrachtung. 
,,Bei funktionaler Bereinigung 
der Bereiche", so Greipl, ,,liegen 
intermediärer Bereich und Indu -
strie gleichauf." 
Neue Trends zwingen den Groß -
und Außenhandel nach Ansicht 
Greipls, der eine Lehrtätigkeit an 
der Universität Mannheim aus -
übt, zur Neuausrichtung. So set -
ze die Globalisierung neue und 
höhere Wettbewerbsmaßstäbe: 
‚,In Europa werden wir in der er -
sten Dekade rund 40 % der Be - 

den Marktnotwendigkeiten zu 
stellen." 
Zum Schluss griff Greipl den ro -
ten Faden seiner Vorredner auf: 
die Auflösung des ,,historisch 
einzigartigen Reformstaus". Als 
Kernpunkte nannte er: weniger 
Subventionen, weniger Steuern 
und Abgaben, mehr Selbstverant -
wortung und Effizienz. 
Die Unternehmen und ihre stän -
dischen Vertretungen nimmt 
Greipl in die Pflicht, ihrer gesell -
schaftspolitischen Verantwortung 

Reger Zuspruch beim Verbandstag in der Nürnberger Meistersingerhalle 

triebseinheiten im Großhandel 
und circa 60 % der Betriebsein -
heiten beim Einzelhandel verlie -
ren. Wir sind gefordert, uns in 
unseren Strukturen neu zu for -
mieren und in unseren Profilen 

entsprechend Einfluss auf die Po -
litik zu nehmen. Sein Ziel: ,,Die 
Rückkehr der Händlergesell -
schaft muss sich in unserem 
Führungsanspruch in der Wirt -
schaft dokumentieren." 

LGAD-Vorstand 2003 - 2007 
gewählt in der Mitgliederversammlung 

vom 26.06.2003 
Bingmann Dr. Holger 
Fa. Trunk GmbH, München 

Fischmann Franz 
Fa. Franz Fischmann, Vilshnfen 

Greipl Erich Prof. Dr. Dr. h.c. 
METRO Holding, München 

Heindi Christoph 
Fa. Hoegner Comp. GmbH & Co. KG, Rosenheim 

Müller -Lotter Karl -Friedrich 
Fa. G.E Lutter GmbH, Nürnberg 

Sahlberg Peter Dipl.-Kfm. 
Fa. Wilhelm Sahlberg, Feldkirchen b. München 

Schmidtkonz Petra 
Fa. Mühlmeier GmbH, Bürnau 

Schneider Max 
Fa. Schneider Baucentrum, Grabenstätt 

Hurtmanns Frank 
Fa. BayWa AG, München 

Kiesewetter Theo 
Fa. Kieseweffer Import, Neustadt b. Coburg 

Kleiner Ludwig 
Fa. Konrad Kleiner GmbH + Co., Mindelheim 

Leicher Christoph Dipl.-Ing. 
Fa. Leicher B2B Services GmbH + Ca.KG, 
Kirchheim-Heimsteffen 

Lenz Ulrike 
Fa. Markmiller 011G, Renoertshofen 

Seidl Dr. Florian 
Fa. Keller & Kalmbach GmbH, 
Unterschleißheim 

Siems Uwe 
Fa. Uwe Siems, Dachau 

Spüth Günter, Konsul 
Fa. CSC Jäklechemie, Nürnberg 

Stegemann Dr. Stefan 
Fa. Sonepar Deutschland GmbH, Augsburg 

Vorlönder Friedrich 
Fa. Funeralia GmbH, Würzburg 
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Wiesheu und LGAD bei 
Maut auf gleichem Kurs 
In einem ausführlichen Ant -
wortschreiben an den LGAD 
hat der Bayerische Staats -
minister für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie, Dr. 
Otto Wiesheu, die verkehrs -
und ordnungspolitische Hal -
tung des LGAD zur LKW -
Maut gewürdigt. 

Dabei bestätigte er, dass unsere 
kritischen Anmerkungen zur 
Ausgestaltung der Maut in die 

•sition Bayerns im Vermitt -
lungsauschuss eingeflossen 
sind. Der Freistaat hat dort maß -
geblich einige Verbesserungen 
erzielen können: So ist die volle 
Zweckbindung des Mautauf -
kommens fur die Verbesserung 
der Verkehrsinfrastruktur eben -
so ein Erfolg wie die Verdoppe -
lung des Finanzvolumens zur 
Harmonisierung der Wettbe -
werbsbedingungen für den deut -
schen Straßengüterverkehr von 
300 auf 600 Mio. Euro. 

Weiterhin hatte der LGAD ge -
fordert, den Mautsatz von 15 
Cent auf unter 10 Cent zuzüg-

ic h Systemkosten 'n vorgesehenen zu 3 -Jahres-senken, , 

Rhythmus für die Anpassung 

der Mautsätze nach Emissions -
klassen stärker an die tatsächli -
chen Investitionszeiträume an -
zupassen, die Kfz-Steuer für 
Nutzfahrzeuge auf EU-Mindest -
maß abzusenken, das Abrech -
nungssystem weniger bürokra -
tisch zu gestalten und auf mo -
natliche Abrechnung und Ge -
währung von Zahlungszielen 
von 60 Tagen umzustellen. Mi -
nister Wiesheu schreibt dazu, 
dass mit der vorläufigen Absen -
kung der Mauthöhe auf durch -
schnittlich 12,4 Cent je Kilome -
ter eine Annäherung an den vom 
LGAD geforderten Satz erzielt 
wurde. 
Ferner habe der Bundesrat zur 
Berücksichtigung realistischer 
Investitionszeiträume die Er -
höhung der Mautsätze hinausge -
schoben. Die Kfz-Steuersätze 
würden auf das EU-Mindestmaß 
gesenkt, falls das Mautermäßi -
gungsverfahren nicht oder nur 
beschränkt durchgesetzt werden 
könne. Der Bundesrat habe die 
Bundesregierung aufgefordert, 
eine flexible, unbürokratische 
und mittelstandsfreundliche 
Mauterhebung, Mautabrechnung 
sowie ein entsprechendes Zah -
lungsverfahren sicherzustellen. 

Eine weitere vom LGAD vorge -
tragene Sorge: Zum Ein -
führungszeitpunkt der LKW -
Maut stehe keine ausreichende 
Anzahl von funktionsfähig ein -
gebauten automatischen Erfas -
sungsgeräten - sogenannte On 
Board Units - zur Verfügung. In 
diesem Zusammenhang verweist 
Minister Wiesheu auf eine Mit -
teilung der Bundesregierung. 
Danach sollten mit Einführung 
der Maut - zum Zeitpunkt der 
Antwort noch für den 31.8.2003 
geplant - statt der ursprünglich 
genannten 150.000 Geräte 
200.000, bis zum Jahresende so -
gar 500.000 Einheiten verfügbar 
sein. Die Entscheidung von 
Bundesverkehrsminister Stolpe, 
nach einigem Hin und Her den 
Beginn der Mautpflicht zu 
verschieben, bestätigt unsere 
Zweifel nachträglich. 

Ein anderes Problem dagegen 
ist unvermindert aktuell: Die 
grundsätzlichen Bedenken der 
EU-Kommission an den Plänen 
der Bundesregierung. Bleibt ab -
zuwarten, ob bis zum zweiten 
Anlauf im November all diese 
Schwierigkeiten ausgeräumt 
sein werden. 

GH-Untersuchung zum Thema Rating 
Um das Thema ,,Rating" ran -
ken sich Gerüchte, Panikma -
che, Besserwisserei und ernst -
hafte Kreditpolitik in gleichem 
Maße. Für den Bereich der 
KMU und hier in der besonde -
ren Betrachtung des mittelstän -
dischen Groß- und Außenhan -
dels sind Finanzierung und 
Kreditwesen geradezu der ,,ner -
vus rerum" unternehmerischen 
Handelns. Gegenwärtig herr -
scht eine Bandbreite fir die Ei -
genkapitalquote von 15% bis 
25% vor. Vor diesem Hinter -
grund sind die im Gespräch ste- 

henden Kriterien und Maßstäbe 
für die Risikostruktur der Kre -
ditvergabe seitens der Banken 
ein gravierendes und undurch -
schaubares Regelwerk, dem der 
Unternehmer oft ratlos gegen -
übersteht. Die vorliegende 
Untersuchung wurde aus dem 
aktuellen Anlass der Themati -
sierung von Basel II initiiert 
und soll dem mittelständischen 
Unternehmer im Groß- und 
Außenhandel als Hilfestellung 
und Leitfaden bei der Durch -
dringung seiner Finanzierungs -
probleme und -entscheidungen 

dienen, um die Basis für die 
Existenz von Betrieben und Ar -
beitsplätzen zu sichern. 

Verbandsmitglieder können die 
Broschüre ,, Finanzierungsana -
lyse und Risikoaspekte im mit -
telständischen Großhandel mit 
Blick auf die Kriterien aus dem 
Bankenrating" zur Selbstko -
stenerstattung von 20,- Euro 
plus MwSt. bei der verbandli -
chen Gf1-1, Gesellschaft für 
Handelsberatung mbH, Mün -
chen, Fax: 089/59 30 15, 
abrufen. 

PERSONALIEN 

Helmut Hartmann erhält 
Augsburger Friedenspreis 
Helmut Hartmann, Ehrenpräsi -
dent des LGAD und ehemali -
ges Mitglied des Bayerischen 
Senats, ist mit dem Augsburger 
Friedenspreis ausgezeichnet 
worden, den er am Friedensfe -
sttag des 8. August entgegen -
genommen hat. Seit dessen 
Gründung 1995 wirkt er im 
Forum Interkulturelles Leben 
und Lernen (FILL) mit. Des -
sen Ziel ist die Förderung in -
ternationaler Gesinnung, der 
Toleranz auf allen Gebieten 
der Kultur und der Völkerver -
ständigung. Helmut Hartmann 
stieß die „Reden über Frieden 
und Toleranz" an und stiftete 
gemeinsam mit seiner eben -
falls stark sozial engagierten 
Ehefrau Marianne den Augs -
burger Wissenschaftspreis für 
Interkulturelle Studien. Sein 
Engagement und die beein -
druckende Weise, für Frieden 
und Freiheit zu kämpfen, sind 
vorbildlich und verdienen un -
sere Anerkennung. Wir gratu -
lieren zu dieser bedeutenden 
Ehrenauszeichnung. 

Müller -Lotter 
als bbw- Vize bestätigt 
Karl -Friedrich Müller -Lotter, 
Vorstandsmitglied und bil -
dungspolitischer Sprecher des 
LGAD, kürzlich erst zum Eh -
rensenator der Fachhochschu -
le Ansbach ernannt, ist für drei 
weitere Jahre als stellvertreten -
der Vorsitzender des Bildungs -
werks der Bayerischen Wirt -
schaft (bbw) wiederberufen 
worden. Müller -Lotter leitet 
auch seit vielen Jahren mit 
großem Erfolg unseren Be -
rufsbildungsausschuss. Wir 
gratulieren herzlich zu der er -
neuten Anerkennung seiner Er -
fahrungen und seiner ver -
dienstvollen Arbeit in der Bil -
dungspolitik. 
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,,Herr der Schrauben" - 

seit 125 Jahren! 

Ferdindand Mang 70 

Ferdinand Mang, Hauptgesell -
schafter und - zusammen mit 
Sohn Peter - Geschäftsführer 
unserer Mitgliedsfirma Fritz 
Mang GmbH & Co. Steue -
rungs- und Fahrzeugtechnik 
KG, Wendelstein bei Nürn -
berg, feierte am 25. Juni 2003 
seinen 70. Geburtstag. Mang 
wirkte im Vorstand und im 
Ausschuss fir Öffentlichkeits -
arbeit unseres Verbandes mit. 
Der geborene Nürnberger trat 
nach dem Studium der Be -
triebswirtschaftslehre in den 
elterlichen Betrieb ein und 
übernahm 1964 mit dem Tode 
des Vaters die Geschäfts -
führung. Unter seiner Leitung 
erfolgte der Ausbau des Han -
delsunternehmens Fritz Mang, 
Fahrzeug- und Maschinentei -
le zu einem führenden Unter -
nehmen mit 13 Filialen in 
Nordbayern. Bei einem Som -
merfest überbrachte der Leiter 
unserer Geschäftsstelle Nürn -
berg, RA Wiedemann, mit ei -
nem Blumengruss die Glück -
wünsche von Präsidium, Vor -
stand und Geschäftsführung 
des LGAD. Nochmals unsere 
herzlichsten Glückwünsche! 

I MPRESSUM 
Erscheint alle zwei Monate. 
Verleger: Wirtschaftshilfe des 
Bayerischen Groß- und Außen -
handels GmbH, 80333 München, 
Max-Joseph -Str. 5. Alleiniger Ge -
sellschafter: Landesverband Groß -
und Außenhandel, Vertrieb und 
Dienstleistungen Bayern, 80333 
München, Max-Joseph -Straße 5, 
Tel.: 55 77 01. Verantwortlich für 
Redaktion und Anzeigenteil: Joa -
chim Schwichtenberg und 
Burchard Schwarz, 80333 Mün -
chen, Max-Joseph -Straße 5. Druck: 
Typobierl Satz & Druck GmbH, 
Riesenfeldstr. 56, 80809 München. 
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J U BI LAE N 

Die Keller & den wie Audi, 
Kalmbach GmbH 
aus München be-
geht ein ganz be- 

BMW, Siemens, 
VW und die 

Bahn Deutsche 
sonders stolzes zu schätzen wis -

sen. Für sie alle Betriebsjubiläum: 
125 Jahre. Nicht wäre es nicht nur 
nur fir Geschäfts- unwirtschaftlich, 
führer Dr. Florian sondern beinahe 
Seid!, der das Un- unmöglich, auf 
ternehmen in drit- dem unübersicht -
ter Generation lichen Markt die 
führt, ein Grund Metallverbin -
zu feiern. Über Dr. Florian Seid! dungen von ver-
350 Mitarbeiter beschäftigt der schiedenen Produzenten zusam-
„Herr der Schrauben" - so die menzukaufen. Dabei steht vor 
Süddeutsche Zeitung (5.16. Juli allem eines im Vordergrund: 
2003, S.52) —über 1000 Kunden „Mit Qualität handeln". So der 
beliefert er und peilt dabei statt- Leitspruch. In einer Selbstdar -
liche 88 Millionen Euro Jahres- stellung heißt es dazu: „Wir 
umsatz an. „25.000 gängige wollen nicht nur Qualität und 
Schraubenarten haben wir stän- Kompetenz zeigen, sondern 
dig auf Lager, und dazu kom- unserem Handeln und damit 
men noch einmal 15.000, die so unserer Firma auch einen eige -
selten sind, dass wir sie für nen unverwechselbaren Stil 
jeweils nur einen Kunden vor- geben, nämlich Freude, Humor, 
halten". Bei diesem Sortiment Großzügigkeit und Origina -
werden also auch ausgefallene lität." 125 Jahre beweisen: Das 
Kundenwünsche millimeterge- ist offenbar gelungen. Auch von 
nau erfüllt, ein Service, den unserer Seite herzlichen Glück -
auch andere namhafte Großkun- wunsch! 

1 25 -jähriges Firmenjubiläum - 

Firma M. JuLs. Scharpegge GmbH 

Über 200 Bauunternehmen und 
Händler feierten in Anwesenheit 
zahlreicher Vertreter des öffentli -
chen Lebens am 29. Juni 2003 
das 125 -jährige Jubiläum der Fir -
ma M. Juls, Scharpegge in Amor -
bach. Das Familienunternehmen, 
bereits in der vierten Generation, 
ist dem professionellen Hoch -
und Tiefbau als fachkundiger 
Partner und Großhändler fir 
Wärmedämmung, Keller- und 
Dachabdichtungen, Drainage -
Produkte, Kellerfenster und 
Lichtschächte sowie technische 
Bau- und Dämmstoffe verpflich -
tet. Seit dem Zweiten Weltkrieg 
liefert die Firma ihre Produkte 
und Dienstleistungen von ihrem 
heutigen Standort in alle Rich -
tungen an 800 Kunden. Ende 

1999 übernahmen Uwe und Chri -
stian Dieter Scharpegge die Ge -
schäftsführung von Vater Dieter 
Heribert. Trotz der schwierigen 
Situation im Hoch- und Tiefbau 
konnten die Söhne die positive 
Entwicklung der Firma bis heute 
erfolgreich fortsetzen und Wachs -
tum generieren. „Grundlage des 
Erfolges ist aber nicht zuletzt der 
persönliche Einsatz und die fach -
lich hervorragende Arbeit unserer 
Mitarbeiter", so Christian Dieter 
Scharpegge. Als wichtigster Er -
folgsfaktor wird die hohe Kun -
denbindung angesehen. Vor al -
lem zählten Zuverlässigkeit, Ver -
trauen, Schnelligkeit und Flexibi -
lität. Der LGAD gratuliert seiner 
erfolgreichen Mitgliedsfirma auf 
das Herzlichste. 
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50 Jahre SUTEGRO - 
ein Grund zu feiern 

Anlässlich der Generalver -
sammlung der SÜTEGRO eG 
am 28. Juni 2003 wurde in ei -
ner Abendveranstaltung das 
50 -jährige Firmenjubiläum 
gefeiert. Mit dabei: Bayerns 
Innenminister Dr. Günther 
Beckstein. Höhepunkt des 
Abends war eine Modensch 
unter dem Motto ,,Zeitreise" 
mit Bekleidung aus fünf Jahr -
zehnten. Gegründet wurde die 
SÜTEGRO eG von neun vor -
ausschauenden Großhändlern 
unter der Federführung von 
Georg Hartmann. Heute ist sie 
der ,,Einkaufsverbund für 
Textil und Bekleidung" mit ei -
nem umfassenden Leistungs -
spektrum. Mitglieder sind 
mittelständische Fachgeschäf -
te, Kaufhäuser, Sortimenter 
und zehn noch verbliebene 
Großhändler. Seit ihrer 
Gründung 1953 arbeitet die 
SÜTEGRO mit Gewinn. 
Im Jubiläumsjahr konnten 
602.000 € an die Mitglieds 
ausgeschüttet werden, seit 
1960 waren es insgesamt 
rund 100 Mio. €, ein Beweis 
für die effiziente Arbeit der 
SÜTEGRO. 

Hauptgeschäftsstelle: 
Max-Joseph -Str. 5, 80333 München, 

Postfach 201337, 
80013 München 

Tel. (089) 55 77 01/02 
Fax: (089) 5930 15 
e-mail: info@lgad.de 

Geschäftsstelle Nürnberg: 
Sandstr. 29 

90443 Nürnberg 
Tel: (09 11) 20 3180 
Fax: (09 11) 22 16 37 

e-mail: lgadnbg@lgad.de 
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REFORMEN: UN 
2004 

di genda 2010" - der Name dieses Reformprogramms klingt , als habe die deutsche Wirtschaft zur Bewältigung ihrer Kri -
se noch etwas Zeit. Eine trügerische Hoffnung. Mag die Rich -
tung notwendiger Wirtschaftsreformen auch erkannt sein, so 
hapert es doch gewaltig an der politischen Umsetzung. Der 
Bundesverband des Groß- und Außenhandels bringt es mit 
seiner ,,Agenda 2004" auf den Punkt und präsentiert ein Maß -
nahmenbündel, das binnen Jahresfrist umsetzbar ist. 

SERE AGENDA 

Zu wenig Dynamik bei den Re -
formen, die stößt nicht nur dem 
BGA-Präsidenten Anton Börner 
bitter auf. Bei der Vorstellung 
des Diskussionspapiers ,,Agenda 
2004" machte er daraus keinen 
Hehl. Er fordert ,,ein umfangrei -
ches, miteinander verzahntes 
Maßnahmenbündel zur Wieder-

6 belebung der Marktwirtschaft, 

s noch in diesem und im näch -
n Jahr umsetzbar ist." Vor al -

lem die Eigenverantwortung und 
die damit einhergehende Eigen -
vorsorge sollten gestärkt werden. 
Einige Kernthesen: 

• Das Steuerwesen muss gründ -
lich reformiert werden. Die mei -
sten Steuerarten müssen gänzlich 
abgeschafft werden. Ersatzlos 
gestrichen werden soll die als 
Wachstumsbremse erkannte 
Ökosteuer. Bürger und Betriebe 
sollen zudem nicht mehr als 30 
Prozent für direkte Steuern auf -
bringen müssen. 
• Die Absenkung der Sozialver -
sicherungsbeiträge auf unter 35 
Prozent eröffnet neue Spielräu -
me für Investitionen und damit 
für Wachstum und Beschäfti -
gung. Voraussetzung hierfür ist 
unter anderem die Umgestaltung 

der Krankenversicherung zu ei -
ner Basissicherung und einer Be -
schränkung der Beiträge auf ma -
ximal 10 Prozent. Mit der Praxis 
des frühen Renteneintritts muss 
Schluss gemacht, die Pflegever -
sicherung gestrichen werden. 
• Zur Schaffung neuer und dem 
Erhalt bestehender Arbeitsplät -
ze ist eine umfassende Reform 
des Tarifvertragsrechts erforder -
lich. Der Gesetzgeber soll vor -
schreiben, dass jeder Tarifver -
trag eine Öffnungsklausel ent -
hält. Wenn die Unternehmens -
leitung und die Mehrheit der 
Beschäftigten zustimmen, soll 
unmittelbar und ohne Ein -
spruchsmöglichkeit der Tarif -
vertragsparteien in den betref -
fenden Unternehmen von den 
Regelungen des Flächentarif -
vertrags abgewichen werden 
können. 
U Im individuellen Arbeitsrecht 
wäre es sinnvoll, den Schwellen- 
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BGA-Präsident Anton Börner 

wert fir das Einsetzen des Kün -
digungsschutzes in den Betrie -
ben deutlich zu erhöhen. Auch 
der generelle Rechtsanspruch auf 
Teilzeitbeschäftigung muss wie -
der gestrichen werden. 
• Neben den großen Aufgaben -
gebieten Steuern und Finanzen, 
Soziales, Arbeitsmarkt und 
Bürokratieabbau sieht die Agen -
da 2004 auch in zahlreichen 
weiteren Politikfeldern enorme, 
bislang ungenutzte Wachstums -
potentiale, beispielsweise in der 

Agrar- und Umweltpolitik so -
wie in der Verkehrspolitik. 

Börners Fazit: „Staat und Gesell -
schaft haben sich festgefahren. 
Nur durch eine Rückbesinnung 
auf die Prinzipien der Marktwirt -
schaft und Freiräume fir unter -
nehmerisches Handeln, Kreati -
vität, Spontanität, sowie Lei -
stungsbereitschaft eines jeden 
Einzelnen kann Deutschland 
wieder ein signifikantes Wirt -
schaftswachstum erreichen." 

In unserer letzten Ausgabe berichteten wir über die aktuelle GfH-Untersuchung zum Thema Ra -
ting, die dem mittelständischen Unternehmer im Groß- und Außenhandel als Hilfestellung und 
Leitfaden bei der Durchdringung seiner Finanzierungsprobleme und -entscheidungen dienen soll. 
Wir weisen nochmals darauf hin, dass Verbandsmitglieder die Broschüre ,,Finanzierungsanalyse 
und Risikoaspekte im mittelständischen Großhandel mit Blick auf die Kriterien aus dem Banken -
rating" gegen Selbstkostenerstattung von € 20,00 plus MwSt. bei der verbandlichen GfH, Gesell -
schaft für Handelsberatung mbH, München, Fax: 089/5930 15, abrufen können. 
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SERVICE 

Schuidnersuche im Internet 
Die Kunden haben die Ware 
oder eine Dienstleistung erhal -
ten, die Rechnung geht hinaus, 
kommt nach einigen Tagen 
wieder zurück und trägt den 
Stempel ,,unbekannt verzo -
gen". Den geschädigten Un -
ternehmen winkt nun Hilfe aus 
dem Internet. Das Ermitt -
lungsportal ,, Supercheck.de " 
( www.supercheck.de ) dient 
der Ermittlung verschwundener 
Kunden. Europaweit begibt 
sich das Unternehmen auf die 
Fährte unbekannt verzogener 
Schuldner. Dabei verlässt es 
sich nicht allein auf die Anfra -
ge beim Einwohnermeldeamt. 
Diese Daten sind häufig 
veraltet. Nach Angaben des 
Supercheck-Geschäftsführers 
Michael Basler liegt die Auf -
klärungsquote bei bis zu 90 
Prozent. Das Unternehmen mit 
seinen 45 Mitarbeitern zählt 
sich im Bereich der professio -
nellen Ermittlung von unbe -
kannt verzogenen Kunden und 
Schuldnern zu den markt -
führenden. 

Autovermietung Sixt 
Für unsere Mitgliedsfirmen ha -
ben wir einen neuen Rahmen -
vertrag für 2003/2004 abge -
schlossen. Die neuesten Kondi -
tionen stellen wir Ihnen bei Be -
darf gerne zur Verfügung. 

Unser Manteltarifvertrag, 
gültig seit 01.07.1997, wurde 
von der Gewerkschaft ver.di 
nicht gekündigt. Damit bleibt 
der allgemeinverbindliche 
MTV unverändert in Kraft bis 
zum 31.12.2004. 

Zur tariflichen Sonderzah -
lung 2003 (Weihnachtsgeld) 
verweisen wir auf unser aktu -
elles Merkblatt. 
Bitte beachten Sie die E-Mail -
Adresse unserer Rechtsabtei -
lung: recht@lgad.de. 

LKW-/\Aaut 
Deutschland Spitzenreiter 
bei der Abgabenbelastung 

Wenn die LKW-Maut in 
Deutschland kommt, dann wird 
sich die durchschnittliche Abga -
benbelastung des deutschen 
Straßengüterverkehrs mit schwe -
ren LKW - zusammengesetzt aus 
streckenabhängiger Maut, Mine -
ralölsteuer auf Dieselkraftstoff 
und Kfz-Steuer - auf 28,1 Cent 
je Kilometer belaufen. Damit 
nimmt Deutschland den Spitzen -
platz in Europa ein. Für ver -
gleichbare LKW in den Bene -
lux-Staaten, Dänemark oder 
Spanien beträgt die Belastung 
nur 13,6 Cent je Kilometer, in 
den übrigen EU -Mitgliedstaaten 
liegen die Belastungen bei ca. 20 
Cent/km. 

Tabellen zur Orientierung 
Die Verbände des Güterkraftver -
kehrsgewerbes und der Spediteu -
re haben Tabellenwerke als Ori -
entierungshilfen zur Berechnung 
der Auswirkungen der LKW -
Maut veröffentlicht. Kopien kön -
nen bei der LGAD-Hauptge -
schäftsstelle angefordert werden 

Deutscher 
A u -3e n w i rts c h a fts tog: 
Fach i nformationen 
aus erster Hand 

,,Risikomanagement im Aus -
landsgeschäft" - unter diesem 
Motto findet am 11. Novem -
ber 2003 im Messe Centrum 
Bremen der 5. Deutsche 
Außenwirtschaftstag statt. Aus 
erster Hand erfahren Sie bei 
dieser Gelegenheit in elf hoch -
karätig besetzten Workshops 
kompetent und praxisnah das 
Wsent1iche über Lang- und 
Kurzzeitfinanzierung, Kredit -
versicherung, Forderungsma -
nagement, staatliche Außen -
wirtschaftsförderung und Risi -
kostrategien. Die Workshops 
sind nach Regionen gegliedert 
und geben dadurch einen her -
vorragenden Einblick in die 
Spezifika der jeweiligen Ziel- 

märkte. Für die Eröffnungsre -
de konnte Bundesminister 
Wolfgang Clement gewonnen 
werden. Den Ausklang der 
Veranstaltung bildet ein Se -
natsempfang im Bremer Rat -
haus mit der Verleihung des 
Preises der Deutschen Außen -
wirtschaft 2003. Nähere Infor -
mationen über Ablauf und In -
halt der Veranstaltung erhal -
ten Sie über den vom LGAD 
mitgetragenen BDEx Bundes -
verband des Deutschen Ex -
porthandels in Berlin, 
Tel.: 030/ 72625790, 
Fax.: 030/ 72625799, 
E-Mail: contact@bdex.de 
oder über die Internetpage 
www.aussenwirtschaftstag.de 

Gesetzentwurf zur 
Insovenzsicherung von 
Atersteizeit 
Im Rahmen des Entwurfs zum 
3. Gesetz für moderne Dienst -
leistungen am Arbeitsmarkt 
plant die Bundesregierung ein -
schneidende Änderungen der 
Regelungen zur Altersteilzeit. 
Insbesondere soll eine spezielle 
Insolvenzversicherungspflicht 
für die Arbeitszeitguthaben ein -
geführt werden. Dieses Geset -
zesvorhaben hat damit unmittel -
bare Auswirkungen auf die im 
Groß- und Außenhandel beste -
henden Tarifverträge. 
Das Gesetz sieht einen geson -
derten Vornahmeanspruch des 
Arbeitnehmers für den Fall vor, 
dass der Arbeitgeber die Insol -
venzsicherung nicht nachweisen 
kann. Im Rahmen der Geltend- 

machung des Anspruchs kann 
der Arbeitnehmer Sicherheits -
leistungen in Höhe des beste -
henden Wertguthabens verlan -
gen. Geplant sind weiterhin Re -
gelungen zur Höhe des zu si -
chernden Guthabens. Der 
Gesetzentwurf legt fest, dass 
eine Anrechnung der Auf -
stockungsbeiträge nicht erfol -
gen darf, sondern das gesamte 
Guthaben abzusichern ist. Zu -
dem wird eine gesonderte Nach -
weispflicht des Arbeitgebers 
über die vorgenommene Insol -
venzsicherung statuiert. Der Ar -
beitgeber muss die Insolvenzsi -
cherung nach der ersten Gut -
schrift und danach alle 6 Mona -
te in Textform nachweisen. 

Lohn-und 
Gehaltsabrechnung 

gehören seit mehr als 35 Jahren 
zum Dienstleistungsangebo 
des d -v -h Datenverarbeitun 
dienst des Handels GmbH, 
dem Rechenzentrum des 
LGAD Bayern e.V. Mit dem 
Personalabrechnungs- und 
Informationssystem PAlSY 
wird ein bewährtes und lei -
stungsstarkes Programmpaket 
eingesetzt. Angeboten werden 
neben Belegverarbeitung auch 
Dialogbetrieb über ISDN oder 
Internet. Der Leistungskatalog 
umfasst u.a. auch die elektroni -
sche Archivierung der Abrech -
nungsdaten. 
Wenn Sie mehr Information und 
Preise wünschen, schreiben Sie 
uns oder schicken Sie ein E -
Mail an info@d-v-h-gmbh.de 
oder d -v -h, Postfach 18 16, 
90007 Nürnberg, 
Tel.: 0911/22 47 66 
Fax: 0911/243087.
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LGAD schafft Lehrstellen 
Das neue Ausbildungsjahr Ist 
jetzt schon knapp anderthalb 
Monate alt und von der vor -
hergesagten Lehrstellenkata -
strophe kann nicht mehr die 
Rede sein. Ein Erfolg, der si -
cher auch der Gemein -
schaftsaktion ,,Ausbilden in 
Bayern - unsere Zukunft: li-" 
zu verdanken ist. Getragen 
wurde sie von der Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft 
(vbw) und ihren Mitgliedsver -
bänden, den Industrie- und 
Handelskammern und den 
andwerkskammern gemein -

mit der bayerischen 
Staatsregierung. Der LGAD 
hat dazu einen engagierten 
Beitrag geleistet, den Mini -
sterpräsident Edmund Stoiber 

bei der Vorstellung der Ergeb -
nisse Anfang September aus -
drücklich herausstellte. 

Zunächst war es RandolfRoden -
stock, der das Engagement des 
LGAD fir die Lehrstellen wür -
digte: ,,Als vbw-Präsident bin 
ich außerordentlich erfreut, dass 
sich so viele vbw-Mitgliedsver -
bände mit teilweise großem 
Kraftaufwand an der Kampagne 
beteiligt haben." Exemplarisch 
erwähnte er den LGAD als einen 
von drei Verbänden namentlich. 
Rodenstock wörtlich: „Der 
LGAD hat trotz angespannter 
Wirtschaftslage 40 zusätzliche 
Ausbildungsstellen geschaffen." 
Ministerpräsident Edmund Stoi -
ber griff diesen Faden in seinem 

Schlussstatement auf, in dem er 
sagte, alle Unternehmen sollten 
sich noch einmal einen Ruck ge -
ben und dem guten Beispiel fol -
gen, wobei er den Groß- und 
Außenhandel noch einmal aus -
drücklich erwähnte. Die Staats -
regierung, so Stoiber, habe die 
rechtlichen Voraussetzungen fir 
Jugendliche geschaffen, auch 
nachträglich noch ins laufende 
Lehrjahr einzusteigen. Unter 
Bereinigung des September -
Effekts—Azubis treten ihre Leh -
re nicht an, Unternehmer melden 
aus dieser Erfahrung heraus offe -
ne Stellen oft bis zuletzt nicht -

und einer speziellen „Last -Minu -
te -Aktion" im September dürfte 
es noch rund 2.000 unvermittelte 
Bewerber geben. 

Neue Verordnung zur Bekämpfung von 
Produktnachahmungen und Markenpiraterie 

Der Rat hat am 22. Juli 2003 
die Verordnung (EG) Nr. 
1383/2003 über das Vorgehen 
der Zollbehörden gegen Wa -
ren, die im Verdacht stehen, 
bestimmte Rechte geistigen 
Eigentums zu verletzen und 
Maßnahmen gegenüber Wa -

n, die erkanritermaßen der -
ige Rechte verletzen, ver -

abschiedet (ABL. EU L 196 
vom 2. August 2003). 
Mit der Annahme dieser Verord -
nung wird die Arbeit der Zoll -
behörden im Hinblick auf die 

Bekämpfung von Produktnach -
ahmungen und Markenpiraterie 
erleichtert. Die Verordnung, die 
ab 1. Juli 2004 gilt und die beste -
hende Verordnung (EG) Nr. 
3295/94 ersetzt, legt die Voraus -
setzungen und Modalitäten für 
ein Tätigwerden der Zollbehör -
den bei Waren fest, die gegen 
bestimmte gewerbliche Schutz -
rechte verstoßen. Die neue Ver -
ordnung bringt mehr Klarheit, 
bezieht neue Rechte ein (geo -
graphische Angaben und Ur -
sprungsbezeichnungen sowie 

Rechte an Sorten), erleichtert 
dem Rechtsinhaber die Antrag -
stellung, um ein Tätigwerden der 
Zollbehörden zur Bekämpfung 
von Produktnachahmung und 
Markenpiraterie zu veranlassen, 
und stellt somit ein schlagkräfti -
ges Rechtsinstrument dar, mit 
dem effektiver gegen derartige 
Praktiken vorgegangen werden 
kann. 
Durch die neuen Maßnahmen er -
hoffen sich die Zollbehörden in 
enger Zusammenarbeit mit den 
Rechtsinhabern verbesserte 
Kontrollen an den Außengren -
zen, um die Verbraucher sowie 
die Wirtschaftsbeteiligten besser 
zu schützen. 

Groß- und Außenhandel sieht Verschiebungen beim bayerischen Export 

Nach Einschätzung von Wirt -
schaftsminister Otto Wiesheu 
wird der Exportmotor im zwei -
ten Halbjahr weiter in Schwung 
kommen. Seit 1992 habe sich 
das Exportvolumen des Frei -
staats auf knapp 98 Milliarden 
Euro verdoppelt. Trotz dieser 
positiven Meldungen sieht der 
LGAD keine Zeichen für eine 
durchgreifende exportgetriebe -
ne Konjunkturbelebung. Immer 
noch, so der Präsident des Lan -
desverbandes Groß- und Außen- 

handel, Vertrieb und Dienstleis -
tungen Bayern, Prof. Dr. Dr. 
h.c. Erich Greipl, leide der Ex -
port unter binnenwirtschaft -
lichen Verkrustungen: „Die 
bayerische Exportwirtschaft ist 
in einer robusten Verfassung. So 
konnten trotz internationaler 
Nachfrageschwäche und der 
Euro-Aufwertung die bayeri -
schen Exporte im ersten Quartal 
2003 um fast 10 Prozent gestei -
gert werden. In der Binnenkon -
junktur dürfte das aber kaum die 

notwendigen Impulse auslösen." 

Die neuen Zahlen bestätigen 
nach Ansicht Greipls Verschie -
bungen auf den Ziel- und Be -
schaffungsmärkten: „Während 
die bayerischen Exporte in die 
Staaten Mittel- und Osteuropas 
und insbesondere nach Ostasien 
sich weiter außerordentlich 
dynamisch entwickeln, zeigt 
der Export nach Nordamerika 
Schwächen, insbesondere der 
Export in die USA." 

KURZ NOTIERT 
Kein Anspruch auf 
Vollzeitbeschäftigung 
Mitarbeiterinnen haben kei -
nen Anspruch auf Vollzeitbe -
schäftigung, nur weil ihr Ar -
beitgeber für Tätigkeiten, 
die traditionell von Frauen 
wahrgenommen werden, 
ausschließlich Teilzeitstellen 
anbietet. Das Bundessozial -
gericht führt dazu aus, dass 
sich aus dem durch § 611 a 
BGB gewährten Schutz vor 
Geschlechterdiskriminierung 
keine derartige Verpflichtung 
für den Arbeitgeber ergebe. 
Dabei verwiesen die Richter 
darauf, dass im vorliegenden 
Falle die Arbeitgeberent -
scheidung, in einem Aufga -
benbereich Teilzeitbeschäfti -
gung anzubieten, fir Frauen 
und Männer im gleichen 
Maße gelte. Mit dieser Ent -
scheidung bestätigt das BAG 
seine Rechtsprechung, dass 
eine mittelbare Diskriminie -
rung nicht bereits dann gege -
ben ist, wenn im Ergebnis im 
wesentlichen Frauen betrof -
fen sind. 

Zuschuss nicht bei 
Babypause 
Ein Zuschuss nach dem Mut -
terschutzgesetz (MuSchG) 
wird nicht gewährt, wenn das 
Arbeitsverhältnis während 
der Elternzeit ruht und die 
Arbeitnehmerin keine zuläs -
sige Teilzeitarbeit leistet. Das 
Bundesarbeitsgericht be -
gründet diese Auffassung in 
einer jetzt ergangenen Ent -
scheidung damit, dass der 
Zuschuss zum Mutterschafts -
geld seiner Rechtsnatur nach 
ein gesetzlich begründeter 
Anspruch auf teilweise Fort -
zahlung des Arbeitsentgelts 
sei. Er diene dazu, zumindest 
teilweise den Verdienstaus -
fall auszugleichen. Da das 
Arbeitsverhältnis jedoch 
während der Elternzeit ruht, 
besteht seitens des Arbeit -
nehmers kein Anspruch auf 
Entgelt. Damit liegen die 
Voraussetzungen fir die Zah -
lung eines Zuschusses zum 
Mutterschaftsgeld nicht vor. 
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Geschäftsführer DipL-Ing. Peter Coy 

125 Jahre Firma 
Ludwig Theodor Meyer 

Alles fließt - dieses Motto gilt 
fur die Firma Ludwig Theodor 
Meyer gleich im doppelten 
Sinne: Zum einen sind ihr 
traditionelles Kerngeschäft 
Wasserleitungen. Zum ande -
ren ist das Münchener Unter -
nehmen ein gutes Beispiel 
dafür, wie sich die Produkt -
palette mit den Kundenwün -
schen ständig weiterent -
wickelt. Nach der Gründung 
zählten zunächst Kommunen 
mit ihren zentralen Wasserver -
sorgungsanlagen zu den 
Hauptabnehmern, es folgten 
Installationen für Privathaus -
halte, dann Gasleitungen und 
nach dem zweiten Weltkrieg 
auch Heizungen. Heute bietet 
das Unternehmen eine breite 
Palette an Badewannen, 
Waschbecken und Duschen. 
Egal, ob Mini-Nasszelle oder 
Luxus-Whirlpool, fir den heu -
tigen Geschäftsführer Dipl.-
Ing. Peter Coy steht fest: ,,Das 
Bad, das meistens der kleinste 
Raum in der Wohnung ist, hat 
in den letzten Jahren an Bedeu -
tung für die Wohn- und Le -
bensqualität gewonnen." 

Stabwechsel beim Bi l dungszentrum des Bayerischen Handes 

In der Geschäftsführung des 
Bildungszentrums des Bayeri -
schen Handels stand ein Wech -
sel an: Dr. Raphaela Schuster 
hat ab 1. September das Amt 
von Dr. Karl-Wilhelm Mauer 
übernommen, der in den Ruhe -
stand ging. Das Bildungszen -
trum mit der Akademie Handel 
und der Akademie Dorfen für 
Visual Merchandising ist die 
wichtigste Weiterbildungsein -
richtung des Handels und wird 
getragen vom Landesverband 
des Bayerischen Einzelhandels 
(LBE), dem Landesverband 
Groß- und Außenhandel, Ver -
trieb und Dienstleistungen Bay -
ern (LGAD) sowie dem Bayeri -
schen Wirtschaftsverband für 
Handelsvermittlung und Ver -
trieb (CDH). 

o. Ii. Erich Varwohlt, Werner Sattel, 
Karl -Friedrich Moller-Lotter , Dr. Raphaela Schuster, 

Dr. Thomas Goppel Mdl. Jürgen Horst Dörfier, 
Dr. Karl Wilhelm Mauer, Erwin Otto Maier, 

ChrisH Schomböck 

Bei einem Empfang aus Anlass 
des Führungswechsels in Mün -
chen sagte CSU-General -
sekretär Dr. Thomas Goppel in 
seinem Grußwort: „Bildungs -
hunger und Wissensdurst zu be -
friedigen ist ebenso unverzicht -
bar wie die Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln." 
Dr. Raphaela Schuster, die zu- 

vor über zehn Jahre beim LBE 
tätig war, dankte ihrem Vorgän -
ger Dr. Karl-Wilhelm Mauer, 
der seit 1971 an der Spitze des 
Bildungszentrums stand. Der 
65 -jährige Mauer hat unter an -
derem den seinerzeit in unserem 
Berufsbildungsausschuss ent -
wickelten Fortbildungs- und 
Aufbau-Lehrgang ,,Handels -
fachwirt" etabliert und ausge -
baut, die Akademie Dorfen für 
Merchandising, Warenpräsenta -
tion und Schauwerbegestaltung 
mitbegründet sowie den Aufbau 
des Bildungszentrums des Hes -
sischen sowie des Sächsischen 
Handels initiiert und begleite 
Für sein großes Engagem 
wurde dem gebürtigen Hessen 
bereits 1994 das Bundesver -
dienstkreuz verliehen. 

Personelle Veränderungen in der 
Hauptgeschäftsstelle 

Frau Diplom-Volkswirt Elisabeth 
Deutsch, fir die Öffentlichkeits-
arbeit und die Berufsbildung im 
LGAD zuständige Geschäftsfüh-
rerin, ist zum 30. Juni 2003 in den 
verdienten Ruhestand gegangen. 
In den 33 Jahren der Verbandszu-
gehörigkeit hat Frau Deutsch sich 
auf dem Gebiet der Berufsbil-
dung zu einer Expertin ent-
wickelt, die weit über Bayern 
hinaus im gesamten Bundesge-
biet und sogar in Brüssel Gehör 
gefunden hat. Besonders hervor-
zuheben ist die hervorragende 

gend mit ihren Aufgaben in der 
Öffentlichkeitsarbeit ergänzt, so 
dass wir aufrichtig Lob und Dank 
sagen können. Wir wünschen 
Frau Deutsch für ihre Zukunft 
das Allerbeste. Vielen Dank und 
alle guten Wünsche. 

Elisabeth Deutsch 

Mit Wirkung vom 1. Juli haben 
wir eine enge Kooperation mit 
der mbw Medienberatung der 
Wirtschaft GmbH vereinbart, die 
im Haus der bayerischen Wirt -
schaft Schnittstelle fir die Pres -
se- und Öffentlichkeitsarbeit 

IMPRESSUM 
Erscheint alle zwei Monate. 
Verleger: Wirtschaftshilfe des 
Bayerischen Groß- und Außen -
handels GmbH, 80333 München, 
Max-Joseph -Str. 5. Alleiniger Ge -
sellschafter: Landesverband Groß -
und Außenhandel, Vertrieb und 
Dienstleistungen Bayern, 80333 
München, Max-Joseph -Straße 5, 
Tel.: 55 77 01. Verantwortlich 
fur Redaktion und Anzeigenteil: 
Joachim Schwichtenberg und 
Burchard Schwarz, 80333 Mün -
chen, Max-Joseph -Straße 5. Druck: 
Typobierl Satz & Druck GmbH, 
Riesenfeldstr. 56, 80809 München. 

Arbeit ihres Ausschusses fir Be -
rufsbildung, ihre Mitwirkung bei 
der Gestaltung von Berufsbildern 
für Großhandelskaufleute und im 
Prüfungswesen sowie ihre sach -
verständige Mitwirkung in zahl -
reichen Gremien auf der Kam -
mer- und Bundesverbandsebene. 
Sie hat berufskundliche Ausstel -
lungen und Kongresse, Ver -
bandstage und politische Exper -
tenrunden begleitet und gestaltet, 
als Vertreterin des Hauptamtes 
gerade in Bildungsfragen fur den 
Groß- und Außenhandel große 
Leistungen vollbracht. Dieser 
Bereich hat sich immer hervorra- 

zahlreicher Verbände ist. Dort 
soll künftig der Schwerpunkt un -
serer Öffentlichkeitsarbeit ausge -
gliedert wahrgenommen werden. 
Der für uns zuständige Medien -
experte ist Herr Joachim 
Schwichtenberg. Die Berufsbil -
dung wird künftig von unserer 
Rechtsabteilung und dort von 
Frau RA Katharina Grashey 
wahrgenommen. Die Mitglieder -
information und Mitglieder -
betreuung soll einem neuen 
Mitarbeiter übertragen werden. 
Zunächst übernimmt diese Auf -
gabe unser Herr Burchard 
Schwarz. 

Hauptgeschäftsstelle: 
Max-Joseph -Str. 5,80333 München, 

Postfach 201337, 
80013 München 

Tel. (089) 55 7701/02 
Fax: (089) 5930 15 
E-Mail: info@lgad.de 

Geschäftsstelle Nürnberg: 
Sandstr. 29 

90443 Nürnberg 
Tel: (09 11) 20 3180 
Fax: (09 11) 22 16 37 

E-Mail: lgadnbg@lgad.de 
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Grußwort des Präsidenten zum Jahreswechsel 

H onde l n statt debottieren! 

15.12.2003 

Hartz -Kommission, Rürup-Kommission, 
Herzog -Kommission, Expertenvorschläge 
auf allen Ebenen, eingerahmt von politischen 

•ikündigungen, Diskussionen, Vermitt -

liegen - auch in qualifizierter Form - 

lungsversuchen und Rechtfertigungen, das ist 
die wenig ermutigende Realität unseres Um -
feldes am Ende des Jahres 2003. Vorschläge 

genü -
gend vor. Wir brauchen jetzt den Mut und die 
Entschlossenheit, zu handeln und längst über -
fällige Reformen endlich umzusetzen. Refor -
men, ein Begriff , den man fast nicht mehr 
hören mag, sind unausweichlich! 

Diese können aber nur wirken, wenn sie jetzt 
geschehen und uns den Mut und die nötige 
Motivation und Perspektive zurückgeben. 
Wir sind entschlossen, unser Know-how sinn -
voll und zielgerichtet einzubringen, um unse -
re verkrusteten Strukturen endlich aufzubre -
chen - es ist höchste Zeit! 

•ser guter Ruf in der Welt, obwohl im Ge -
gensatz zu unserem ,,Tabellenplatz", beweist 
die Güte und Solidität unserer Leistungen und 
Produkte, er beweist, wozu wir fähig sind. 
Anfangen müssen wir dort, wo unsere Unter -
nehmen und diejenigen, die neue Arbeitsplät -
ze schaffen und vorhandene sichern wollen, 
in ihrer Handlungs- und Bewegungsfreiheit 
immer wieder behindert und ausgebremst 
werden - nämlich im Bereich der Bürokratie 
und der gesetzlichen Regulierungen. Der 
selbst für „Insider" nicht mehr einfach zu 
handhabende deutsche Gesetzesdschungel 
bedarf dringend einer konsequenten Durch -
forstung - dies bedeutet auch viel Mut zu Ent -
scheidungen über ,,Standesdenken" hinweg! 
Der Bereich Steuern und Abgaben ist ein an -
derer Bereich, in dem den Debatten nun drin -
gend „handfeste" Taten folgen müssen! Die 
Forderung nach einer grundlegenden Steuer -
strukturreform, einhergehend mit einer wirk -
lichen Vereinfachung des Steuerrechts auf der 
Basis niedrigerer Steuersätze und einer „über- 

schaubaren" Anzahl von Ausnahmetatbestän -
den, muss endlich Realität werden. 
Nur so lässt sich qualitatives Wachstum für 
die Zukunft generieren und nur so wird auch 
das aktuell mäßige Investitionsklima sich 
endlich wieder erwärmen, um die dringend 
nötigen Impulse zu aktivieren. 

Einer grundlegenden Reform bedürfen auch 
unsere sozialen Sicherungssysteme - hier 
muss nun Schluss sein mit der Ankündi -
gungsrhetorik. Einige Konzepte und Lö -
sungsvarianten liegen auf dem Tisch, wer hier 
noch zögert und sich hinter dem dialektischen 
Schutzwall der „sozialen Gerechtigkeit" ver -
schanzt, der wird schon bald unter dem Diktat 
der Demographie (auch Stichwort: Genera -
tionengerechtigkeit!) nicht mehr Handelnder, 
sondern nur noch Getriebener sein. 

PISA, IMD World Competitiveness Year -
book und die daraus abgeleiteten Studien für 
den Bildungsstandort Deutschland haben vor -
handene Lücken auch unseres Bildungssy -
stems aufgedeckt. Gerade die intermediäre 
Wirtschaft - ganz besonders der Handel - 

braucht solide ausgebildete und hoch moti -
vierte Mitarbeiter. Wir müssen endlich an den 
Kern des Problems, d.h. die mangelnde Lei -
stungsorientierung in unseren Bildungs- und 
Ausbildungsmodellen sowie die Erziehungs -
und Wertedefizite in weiten Teilen unserer 
Gesellschaft konsequent herangehen. 

Unsere Betriebe leisten seit eh und je wich -
tige Beiträge - schon heute stellt der Mittel -
stand 80% aller Ausbildungsplätze! Werje -
doch glaubt, die mittelständische Wirtschaft 
sei der ‚,Bildungs-Reparaturbetrieb" der Na -
tion und könne parallel dazu auch noch mit 
einer Ausbildungsplatzabgabe belegt wer -
den, irrt gewaltig und verkennt die gesell -
schaftspolitischen Wirkungs- und Kräfte -
verhältnisse. 
Für das neue Jahr kann das Motto deshalb nur 
lauten: 

,,Handeln statt debattieren!" 

Der bayerische Groß- und Außenhandel wird 
mit seinem Spitzenverband LGAD auch im 
Jahr 2004 Reformmotor sein und wo es nur 
irgend geht, auf mehr Reformdynamik und 
aktives Handeln drängen. 
Handel heißt handeln! Und nur wer jetzt han -
delt, wird auch in Zukunft handlungsfähig 
bleiben! 

,,Partner im LGAD - 
eine starke Gemeinschaft". 

Ich wünsche Ihnen, Ihren Familien und Ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern frohe 
Weihnachten und ein gutes Jahr 2004. 

Ihr 

Prof Dr. Dr. h. c. Erich Greipl 
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KURZ NOTIERT 
Die Beitragsbemessungs -
grenzen in der Renten- und 
Arbeitslosenversicherung 
werden sich 2004 um monat -
lich 50 Euro in den alten und 
100 Euro in den neuen Bundes -
ländern erhöhen. In der Kran -
ken- und Pflegeversicherung 
liegt die Bemessungsgrenze 
um 37,50 Euro im Monat 
höher als im Jahre 2003. Die 
neuen Grenzen liegen bei 
5.150 Euro (alte Bundesländer) 
bzw. 4.350 Euro (neue Bundes -
länder) pro Monat in der Ren -
ten- und Arbeitslosenversiche -
rung und 3.487,50 Euro in der 
Kranken- und Pflegeversiche -
rung. Die Jahresarbeitsentgelt -
grenzen sollen fir die in der ge -
setzlichen Krankenkasse Versi -
cherten auf monatlich 3.862,50 
Euro und für die privat Kran -
kenversicherten auf 3.487,50 
Euro ansteigen. 

Deutschland -Jahr in Japan 
Die Vorbereitungen für das 
vom Auswärtigen Amt initiier -
te Projekt „Deutschland in Ja -
pan" gehen zum Jahresende in 
die konkrete Planungsphase. 
Unter Koordination des Asien -
Pazifik-Ausschusses (APA) 
der deutschen Wirtschaft arbei -
ten Unternehmen aus allen 
Wirtschaftsbereichen an der 
Vorbereitung von Veranstaltun -
gen, Austauschprogrammen 
und Messepräsentationen im 
Rahmen des fir 2005/2006 ge -
planten Deutschland -Jahres in 
Japan. Geplant ist u.a. die Be -
teiligung der deutschen Wirt -
schaft an der Weltausstellung 
in der japanischen Stadt Aichi 
im Jahre 2005. Interessenten 
können sich direkt an die Ko -
ordinationsstelle des APA in 
Berlin, Frau Dr. Bosse, Tel.: 
030/ 2028-1421 wenden. 

Mit einem besseren Aus -
landsgeschäft für 2004 
rechnen nach der Herbstumfra -
ge des Instituts der deutschen 
Wirtschaft in Köln 35 Prozent 
der Unternehmen. Weitere 55 
Prozent gehen zumindest von 
gleich bleibenden Exporten 
aus. 

BGA-Unternehmertag 2003: 
Mark -wirtschaft wieder beleben 

Eichels Eingeständnis: 4 Prozent Hnusholtsdefizit möglich 

Bei der Begrüßung seiner hoch -
karätigen Gäste, unter ihnen 
CDU-Chefin Angela Merkel und 
Bundesfinanzminister Hans 
Eichel, schrieb der wiederge -
wählte BGA-Präsident Anton F. 
Börner dem Minister ins Stamm -
buch: ,,Marktwirtschaft wieder -
beleben meint auch, Leistungs -
potentiale freisetzen und von ei -
ner Gängelung der Bürger und 
Unternehmen durch den Staat 
Abstand zu nehmen. Marktwirt -
schaft wieder beleben heißt, sich 
nicht mehr mit einem Wirt -
schaftswachstum um die Null -
Prozentmarke zufrieden zu ge -
ben, und auch nicht auf einen 
Wachstumsschub aus dem Aus -
land zu warten. Wir Unterneh -
mer brauchen mehr Freiheit!" 
Auf einem Podium diskutierten 
dann unter der Leitung von n-tv -
Moderatorin Corinna Wohlfeil 

ifo-Präsident Professor Hans -
Werner Sinn, die Vorsitzende des 
Bundestag-Finanzausschusses 
Christine Scheel (B90/Die Grü -
nen), der Finanzpolitische Spre -
cher der FDP-Bundestagsfrakti -
on Dr. Hermann Otto Solms und 
Anton F. Börner. Im Mittelpunkt 
stand die Frage, wie die Steuer -
politik zur Wiederbelebung der 
Marktwirtschaft künftig ausge -
richtet werden muss. 

CDU -Chefin Merkel will die Steuerreform vorziehen 

Bereits am Vortag hatte das Prä -
sidium zu einem Parlamentari -
schen Abend eingeladen. Ge -
sprächspartner waren die ,,jun -
gen Abgeordneten" der 
CDU/CSU Bundestagsfraktion. 
Hierbei handelt es sich um jene 
Abgeordneten, die vor einem 
Jahr erstmals in den Deutschen 
Bundestag gewählt wurden, dar -
unter auch BGA-Ehrenpräsident 
Dr. Michael Fuchs. 

[ehrstellenabgabe als neue 
[oh nsum mensteuer? 
„In früheren Jahren hat Bundes -
kanzler Helmut Schmidt die 
Lolmsummensteuer abgeschafft 
- heute will die SPD-Fraktion 
sie durch die Hintertür erneut 
einführen", so Prof. Dr. Dr. h.c. 
Erich Greipl, Präsident des 
LGAD Landesverbandes Groß -
und Außenhandel, Vertrieb und 
Dienstleistungen Bayern. „Die 
Diskussion über eine Lehrstel -
lenabgabe schafft zusätzliche 
Bürokratie und verteuert die 
Ausbildung. Die Zahl der 
Lehrstellen würde dadurch eher 
verringert als erhöht. Außerdem 
wäre die Abgabe ein erster 

Schritt in die Verstaatlichung 
der Berufsausbildung." 
Da die Zahl der Ausbildungs -
plätze nicht von der konjunktu -
rellen Situation abgekoppelt 
werden könne, sei eine Ankur -
belung der Wirtschaft die beste 
Lehrstellenförderung. 
„Ich kann nur an die Politiker 
appellieren, die unqualifizierte 
Diskussion zu beenden und 
nicht noch mehr Schaden anzu -
richten", so der LGAD-Präsi -
dent. 
Argumentationsunterlagen stel -
len wir Ihnen auf Anforderung 
gerne zur Verfügung. 

KURZ NOTIERT 
E-Commerce: Verbindungs -
stelle Deutschland 
Auskunft zu Rechten und 
Pflichten sowie Rechtsschutz -
und Beratungsmöglichkeiten 
im Zusammenhang mit Inter -
netgeschäften gibt die neu 
eröffnete Verbindungsstelle 
Deutschland bei der deutsch -
französischen Verbraucherbe -
ratungsstelle Euro-Info-Ver -
braucher e.V. in Kehl am 
Rhein. Darauf hat das Bundes -
justizministerium hingewiesen. 
Der Service der E-Commerce -
Verbindungsstelle ist kostenlos 
und im Internet abrufbar unter 
http://www.ecommerce-ver -
bindungsstelle.de. 

iXpos - Internet-Wegweiser 
im Auslandsgeschäft 
Als Internetplattform für Infor -
mationen rund um die The -
menbereiche Außenwirtschaft 
und Außenwirtschaftsförde -
rung steht Unternehmen das 
neue, grundlegend überarbeite -
te Portal iXpos zur Verfügung. 
Neben der außenwirtschaftli -
chen Förderdatenbank des 
Bundesministeriums fir Wirt -
schaft und Arbeit beinhalten 
die Seiten eine Fülle von Zu -
griffsmöglichkeiten auf Län -
der- und Brancheninformatio -
nen, Kooperationsbörsen so -
wie Newsletter und Publikatio— 
nen zu außenhandelsrelevant 
Themenbereichen. Sämtliche 
Informationen im Rahmen von 
www.iXpos.de sind kostenfrei 
und durch stark verfeinerte Re -
cherchewerkzeuge schnell und 
gezielt auffindbar. 

Mit Jahresbeginn 2004 gel -
ten neue Sachbezugswerte 
fir unentgeltliche oder verbil -
ligte Mahlzeiten von Arbeit -
nehmern, geregelt in der Sach -
bezugsverordnung. Ein Mittag -
oder Abendessen wird ab dann 
mit 2,58 Euro bewertet, ein 
Frühstück mit 1,44 Euro. Auch 
Mahlzeiten zur üblichen Bekö -
stigung bei einer Auswärts -
tätigkeit oder im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung 
unterliegen derselben lohnsteu -
erlichen Behandlung. 
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LKW-Maut in Osterreich: 
GO-Box ab 2004 obligatorisch 
In- und ausländische Fahrzeu -
ge, deren höchstzulässiges 
Gesamtgewicht 3,5 Tonnen 
übersteigt, müssen auf Oster -
reichs Autobahnen und 
Schnellstraßen ab dem neuen 
Jahr zur Mauterfassung eine 
sogenannte ,,GO-Box" mit -
führen. 
Dieses zigarettenschachtelgroße 
Gerät, das vom Fahrzeughalter 
problemlos an der Windschutz -
scheibe befestigt werden kann, 
ermöglicht eine automatische 
Mauterhebung ohne Behinde -
rung oder Störung des Verkehrs- 

flusses. De Mautsätze sind nach 
Zahl der Achsen gestaffelt. Sie 
betragen im Regelfall zwischen 
13 und 27,3 Eurocentje Kilome -
ter. Für sechs Strecken gelten je -
doch erhöhte Sondermauttarife. 
Bei der Brenner -Autobahn wird 
für LKW mit vier und mehr 
Achsen nachts das Doppelte des 
Tagtarifs berechnet. Für die Zah -
lungsabwicklung werden zwei 
Verfahren angeboten: das Pre -
Pay -Verfahren mit einer Wert -
karte, auf der die mautpflichti -
gen Streckenanteile abgebucht 
werden, oder für die häufigere 

Nutzung das Post-Pay -Verfah -
ren. Dieses macht eine geson -
derte vorherige Anmeldung er -
forderlich. Die bisherige Vignet -
tenpflicht für Fahrzeuge zwi -
schen 3,5 und 12 Tonnen entfällt 
ebenso wie die Straßenbenüt -
zungsabgabe für Fahrzeuge mit 
mehr als 12 Tonnen Gesamtge -
wicht. Die österreichische Auto -
bahnbetreibergesellschaft ASFi -
NAG empfiehlt dringend einen 
frühzeitigen Erwerb der GO -
Box. Nähere Informationen 
unter: www.asfinag.at oder 

e 
www.go-maut.at. 

ein Recht auf Widerruf bei Auflösungsvertrag 
Arbeitnehmer, die auf Druck des 
Arbeitgebers einen Auflösungs -
vertrag unterschreiben und es sich 
später anders überlegen, haben 
kein gesetzliches Recht, den Ver -
trag zu widerrufen. So hat es das 
Bundesarbeitsgericht in einem 
kürzlich verkündeten Grundsat- 

zurteil entschieden. Damit stellen 
die Richter klar, dass der arbeits -
rechtliche Authebungsvertrag 
kein sogenannter Haustürvertrag 
ist. Das Gesetz sieht bei dieser Art 
von Verträgen, die an ungewöhn -
lichen Orten abgeschlossen wer -
den, ein Widerrufsrecht vor, um 

Verbraucher vor Überrumpelung 
zu schützen. Bei einer arbeits -
rechtlichen Vereinbarung etwa im 
Personalbüro eines Unterneh -
mens, so die Richter, liege aber 
gerade diese überraschende Si -
tuation aufgrund des Verhand -
lungsortes nicht vor. 

Gesetzgeber kommt Handel bei 
den Rechnungsangaben ent9egen 

Der Gesetzgeber hat beschlos -
n, die geplante ursprüngli -
Regelung zur Angabe der 

Steuernummer in Rechnun -
gen zu entschärfen. 
Das vom Deutschen Bundestag 
beschlossene Steueränderungs -
gesetz sieht nun vor, es in das Er -
messen jedes Unternehmens zu 
stellen, ob es auf Rechnungen die 
ihm vom Finanzamt erteilte Steu -
ernummer oder die vom Bundes -
amt für Finanzen erteilte Um -
satzsteuer-Identifikationsnum -
mer angibt. Ursprünglich war 
vorgesehen, die Unternehmer zu 
verpflichten, ihre finanzamtbezo -
gene Steuernummer und bei 
Rechnungen in besonderen Fäl -
len wie bei innergemeinschaftli- 

chen Lieferungen auch die Um -
satzsteuer-Identifikationsnum -
mer anzugeben. 
Damit zeigt die beharrliche Kri -
tik des Handels an der Angabe 
der Steuernummer in Rechnun -
gen Erfolg. Der BGA hatte in 
Übereinstimmung mit weiteren 
Spitzenverbänden der Wirtschaft 
mehrfach auf eine Änderung in 
diese Richtung gedrungen, u. a. 
weil die Steuernummer anders 
als die Umsatzsteuer-Identifika -
tionsnummer nicht vom Empfän -
ger einer Rechnung geprüft wer -
den kann. 
Die am 7. November verabschie -
dete Neuregelung durch das 
Steueränderungsgesetz 2003 ist 
Folge der EU-Richtlinie zu den 

Rechnungsangaben. Sie muss 
spätestens zu Jahresbeginn 2004 
von den Mitgliedsstaaten in na -
tionales Recht umgesetzt werden. 
Mit der ursprünglichen Regelung 
wäre der Gesetzgeber nach Auf -
fassung des BGA jedoch weit 
über die Vorgaben der EU-Richt -
linie hinausgeschossen. Für Un -
ternehmen sind die Vorschriften 
insbesondere deshalb gravierend, 
weil eine Nichtbeachtung der Re -
gelung zu den Rechnungsanga -
ben künftig zu einer Versagung 
des Vorsteuerabzugs führt. 
Erfreulich ist weiterhin, dass der 
Gesetzgeber auch auf die Ver -
pflichtung zur Angabe der Steu -
ernummer in Rechnungen bei 
Kleinbetragsrechnungen verzich -
tet. Nun wird es darauf ankom -
men, dass Bund und Länder in 
den weiteren Beratungen nicht 
wieder hinter diese Regelungen 
zurückgehen. 

Bitte beachten Sie unsere Beilagen: 
Weiterbeschäftigung und Wiedereinstellung bei betriebsbedingten Kündigungen' 

Beratungsschwerpunkte der GfU Gesellschaft für Handelsberatung mbH' 
Buchbesprechungen• 

Information der KGG Kreditgarantiegemeinschaft für den Handel in BayernS 

KURZ NOTIERT 
Nepper, Schlepper, 

Bauernfänger 
Fingierte Behörden -Service -
Nummern, veröffentlicht in 
Telefonbüchern, Telefon-CD -
Roms oder auch im Internet: 
Eine Betrugsmasche, die ins 
Geld gehen kann. Wählt man 
die Nummer, ertönt eine Band -
ansage und teilt eine 0190 -
Nummer mit. Unter dieser 
Nummer wird man dann aber 
nicht mit der entsprechenden 
Behörde verbunden. Stattdes -
sen meldet sich eine dubiose 
Auskunftsstelle, die unqualifi -
zierte Auskünfte gibt und teuer 
bezahlt werden will. 
Achten Sie auf die Faxwer -
bung der ,,Deutschen Adress -
dienst GmbH" aus Hamburg. In 
der Werbung wird so getan, als 
ginge es nur um die ,,Aktuali -
sierung der Daten". Wer das 
Blatt ausfüllt und unterschreibt, 
hat den Auftrag für eine teure 
Anzeige im „Deutschen Tele -
fax Verzeichnis" erteilt, dessen 
Werbewert äußerst fraglich ist. 
Unseriöse Anfragen zu Fi -
nanztransaktionen in Milliar -
denhöhe werden derzeit zuneh -
mend per E-Mail an Unterneh -
men versandt. Solche E-Mails 
sollten Sie nicht öffnen, son -
dern sofort löschen. Wir warnen 
dringend davor, auf diese An -
fragen zu antworten. Im Übri -
gen gibt es technische Lösun -
gen, um sich vor derartigen 
unerwünschten Nachrichten, 
den sogenannten Spam-Mails, 
zu schützen. 

Die Durchsetzung des 
Eigentumsvorbehaltes 
mit seinen Ausgestaltungen 
(z.B. verlängerter Eigentums -
vorbehalt, Verarbeitungsklau -
sel) in Allgemeinen Geschäfts -
bedingungen (AGB) setzt vor -
aus, dass die AGB Vertragsbe -
standteil werden. In Angeboten 
und Auftragsbestätigungen soll -
te ausdrücklich auf die Geltung 
der AGB hingewiesen werden. 
Entsprechende Hinweise auf 
dem Lieferschein oder der 
Rechnung genügen in der Re -
gel für die Sicherung des Ei -
gentumsvorbehalts nicht. 
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KURZ NOTIERT 
Die Abtretung von Forde -
rungen ist eine häufig prakti -
zierte Banksicherheit. Zur 
Feststellung der Werthaltig -
keit der Forderung nimmt die 
kreditgebende Bank je nach 
Verkehrsfähigkeit der Güter 
nicht nur Bewertungsabschlä -
ge vor, sondern prüft auch die 
Zahlungsvereinbarungen mit 
den Kunden. Dabei ist es aus 
Sicht der Bank ein großer Un -
terschied, ob wichtige Kun -
den per Lastschriftverfahren 
(sechs Wochen Widerrufs -
frist) oder bankbestätigterAb -
buchung (drei Tage Wider -
rufsfrist) bezahlen. Durch 
eine Umstellung der Zah -
lungsvereinbarung kann 
Spielraum bei den Banksi -
cherheiten gewonnen werden. 

Einen Buchauszug können 
Handelsvertreter auch dann 
verlangen, wenn ihre Provi -
sionsabrechnungen jahrelang 
ohne Beanstandungen hinge -
nommen wurden. Dieser In -
formationsanspruch verjährt 
erst nach vier Jahren, muss 
also nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Pro -
visionsabrechnung geltend 
gemacht werden. 

Unsere Büros 
in München und Nürnberg 

sind zwischen den Feiertagen 
für Sie geöffnet, 

außer am 
24., 31.12.2003 

und am 02.01.2004. 
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cca24-dialog center gmbh: 
Standort in Hof gefunden 

Unser Mitgliedsunternehmen, 
die cca24-dialog center gmbh, 
Full-Service-Dienstleister im 
Bereich Telefonmarketing, 
hat nach intensiver Suche ge -
eignete Räume für einen neu -
en Firmensitz gefunden. Die 
Wahl fiel auf das Oktagon, be -
nannt nach der achteckigen 
Form des Gebäudes, im Ge -
werbegebiet Hof Nord. 
Geschäftsführer Markus Frengel 
sieht hier ideale Bedingungen 
fur die neue Niederlassung: 
„Zunächst nutzen wir eine 
Teilfläche; im nächsten Jahr 
werden dann weitere Räumlich -
keiten innerhalb des Gebäudes 
folgen. Ein Grund, weshalb wir 
uns fir dieses Objekt entschie -
den haben." 
Bereits am 17. November 2003 
wurde das neue Call Center mit 

60 modernen Arbeitsplätzen 
eröffnet. Dessen Mitarbeiter 
werden erstmals in der Ge -
schichte des Unternehmens di -
rekt in Hof ausgebildet. Die Auf -
tragslage entwickelt sich so po -
sitiv, so dass entgegen der bishe -
rigen Annahme, bis zum Ende 

'A 
des Jahres zwischen 50 und 70 
Mitarbeiter,m Hof zu beschäfti -
gen, bis Jahresende die Marke 
von 100 Mitarbeitern am Stan -
dort Hof erreicht wird. Neben 
dem klassischen Call Center bie -
tet das Unternehmen auch Tele -
fonservice direkt vor Ort beim 
Auftraggeber als „mobiles Call 
Center für den Mittelstand" an. 
Über die Niederlassung in Hof 
will die cca24-dialog center 
gmbh unter anderem die Kunden 
des Pay -TV-Senders Premiere 
betreuen. 

Bennennung ehrenamtlicher Beisitzer 
der Vergabekammer Nordbayern 

Mit Ablauf des 31.12.2003 endet 
die erste Amtszeit der Vergabe -
kammer Nordbayern bei der Re -
gierung von Mittelfranken und 
der ehrenamtlichen beisitzenden 
Mitglieder. 
Gemäß dem Gesetz gegen Wett -
bewerbsbeschränkungen und der 
Bayerischen Nachprüfungsver -
ordnung sollen die ehrenamtli -
chen Beisitzer auf Vorschlag der 
Spitzenorganisationen der Wirt -
schaft ernannt werden. 
Die ehrenamtlichen Beisitzer 
sollen über gründliche Kennt -
nisse und insbesondere über 
mehrjährige praktische Erfah -
rungen auf dem Gebiet des Ver- 

gabewesens (VOB, VOL. VOF) 
verfügen. 
Sie sollen entsprechend der Zu -
ständigkeit der Vergabekammer 
Nordbayern in den Regierungs -
bezirken Oberfranken, Unter -
franken, Mittelfranken oder der 
Oberpfalz ansässig sein. Die 
mündlichen Verhandlungen 
werden infolge der knappen ge -
setzlichen Fristen kurzfristig 
terminiert werden müssen. 
Die ehrenamtliche Aufgabe ist 
sehr anspruchsvoll. Interessen -
ten melden sich bitte bei der 
LGAD-Hauptgeschäftsführung 
in München, Herrn Werner 
Sattel persönlich. 

Der LGAD wünscht 
allen Mitgliedsfinnen und deren Belegschaften 

gesegnete.. Weihnachten 
und ein glückliches neues Jahr! 
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Richard Hartl —50 Jahre 
Dipl.-Kaufrnann Richard Hartl, 
Berater in unserer „Verband -
stochter" OfF! Gesellschaft für 
Handelsberatung mbH, feierte 
am 7. November 2003 seinen 
50. Geburtstag. Richard Hartl 
ist seit über 20 Jahren bei der 
GfH als Berater tätig und hat 
Erfahrungen in allen Branchen 
des Großhandels, insbesondere 
in den Bereichen des Techni 
schen Handels, Tiefkühl- und 
Feinkost, Kfz-Teile und Zu -
behör, Farben und Lacke. Sei -
ne Beratungsgebiete umfassen 
neben der allgemeinen Organi -
sation und der EDV die Berei -
che Qualitätsmanagement, 
Marketing, Verkaufs- und 
Außendienstorganisation, In -
ternetanwendungen (B2B) so -
wie ,,Dualer Vertrieb" unter 
Einbindung moderner Informa -
tionstechnologien in die Ver -
kaufsorganisation. 
Hartl hat außerdem Erfa-Grup -
pen des Verbandes geführt und 
an vielen Querschnittsuntersu -
chungen maßgeblich mitge -
wirkt. 
Wir wünschen unserem Kolle -
gen viel Glück, persönliches 
Wohlergehen und freuen uns 
auf viele weitere Jahre der Zu -
sammenarbeit. 
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